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reDeutſcher Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 22. März 1917. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Zwiſchen Lens und Arras kam es nach lebhaftem Ar
tigeriefener zu Gefechten von Erkundungstrupps. Jm Land
ſtrich beiderſeits von Somme und Oiſe verliefen Zu-
ſammenſtöße vorgeſchobener Abteilungen für uns günſtig. Bei
Chivres und Miſſy auf dem Nordufer der Aisne ſind franzö-
ſiſche Bataillone zurückgeworfen worden. Auf dem linken
Maas ufer wurde durch Feuer auf die feindlichen Gräben
ein ſich vorbereitender Angriff niedergehalten. Von Vor-
ſtößen in die franzöſiſchen Linien am Aisne-Marne-
Kanal, nordöſtlich von Verdun, bei St. Mihiel und am Weſt
bang der Vogeſen im Plaine-Tal brachten unſere Sturmtrupps
40 Gefangene zurück. Drei feindliche Flugzeuge ſind abge-
ſchoſſen worden. Das von Prinz Friedrich Karl von Preußen
geführte Flugzeng iſt von einem Fluge über die feindlichen
Linien zwiſchen Arras und Péronne nicht zurückgekehrt.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Front des Generalfeldmarſchalls Prinz Leopold von

Bayern. Sabereſinaga, ö von Lida, drangenunſere Stoßtrupps in 4 Kilometer Breite über die vorderen
ruſſiſchen Gräben bis zur zweiten Stellung durch, zerſtörten
nachts die Verteidigungsanlagen und kehrten mit 225 Ge
fangenen, zwei Revolverkanvonen, ſechs Maſchinengewehren und
r4 Minenwerfern zurück.

An der Front des Generaloberſt Erzherzog Joſeph und
bei der Heeresgruppe des Generalfeldmarſchalls v. Macken
ſen lebte die Gefechtstätigkeit auf.

r Front. Die von unſeren Truppen am20. März gewonnenen Höhen nördlich von Monaſtir waren
eſtern das Ziel ſtarker franzöſiſcher Angriffe, die ſämtlichſchiſchlugen. Gleichen Mißerfolg hatte ein ſchwächerer Vorſtoß

in der Seen-Enge. t.
Kämpfe auf dem geräumten Gebiete im Weſten. W. T. B.

berichtet offiziös: Jn Regen und Schneetreiben verſuchen Engländer un en en den Deutſchen über das geräumte und
zerſtörte Gebiet zu folgen. Das Tempo ihres Vormarſches
wird durch die deutſchen Kavallerie- und Jnfanterie-Siche
rungen beſtimmt. Bei den Verſuchen, die deutſche Poſtenkette
zu zerreißen, erlitten die Engländer in dem ihnen unbekannten
Gelände ſchwere Verluſte. Bei einem Dorfe ſüdlich von
Arras lagen auf engſtem Raume 52 tote Engländer. An einer
zweiten Stelle lagen 200 tote Engländer dicht bei-
einander. Zwei Bataillone, die in einem rieſigen geſprengten
Straßentrichter ſich feſtzuſetzen verſuchten, wurden von der
deutſchen Artillerie unter ſchweres Vernichtungsfeuer genom-
men. Unter dem einſchlagenden Granathagel blieb ein großer
Teil tot auf dem Platze. Der Reſt ging eilig zurück. Auch
ſonſt fügten die deutſchen Batterien, die genau eingeſchoſſen
ſind, und aus gut vorbereiteten Veobachtungsſtellen das ge
räumte Gelände weithin überſchauen, den nachrückenden Alli-
ierten ſchweren Schaden zu. Auffahrende Batterien der Alli-
irten litten in gleicher Weiſe wie Truppenanſammlungen auf
den Straßen auf S Infanterie unter dem ſchweren
deutſchen Feuer. Die Franzoſen hatten am 20. verſucht, mit
ſtärkeren Kavallerie Abteilungen Roupy nordöſtlich Ham zu
beſctzen, mußten es jedoch am Nachmittag wieder räumen. Ein
Angriff, den ſie mit 4wy Bataillonen aus der Gegend von
LeuryElameet, nordöſtlich Soiſſons, verſuchten, ſcheiterte unter
ſchweren Verluſten. Auf den Höhen weſtlich der Maas, wo
allen ne Ableugnungsverſuchen zum Trotz die ge
nommenen Gräben ſämtlich in deutſchem Beſitz verblieben, iſt
die Beute auf 8 Offigieren, 546 Mann, 33 Maſchinen und
Schnelladegewehre und 3 Minenwerfer geſtiegen.

Elſaß bleibt die Streitfrage! L. A. meldet aus dem Haag
Nach einer aus Le Havre hier eingegangenen Meldung äußerte
ſich der frühere Verkehrsminiſter in einem Geſpräch mit bel
giſchen Sozialiſten: Der Franzoſe trägt den Haß gegen Deutſch
land nur auf der Zunge, der Engländer dagegen trägt ihn im
Herzen. Wir würden ſelbſt dann ganz unabhängig von Eng-
land Frieden ſchließen wenn Deutſchland mit uns auf der
Grundlage einer dauernden Verſtändigung mit Frankreich über
die Zukunft von ElſaßLothringen verhan-
deln wollte.
Meldungen vom A-Boot-Kriege.

Liſſabon, 21. März. Nach einer amtlichen Meldung
haben zwei deutſche Unterſeeboote geſtern die vier Fiſcher-
fahrzeuge Rita Segunda, Flor de Abril, Senora del Roſa-
rio und Reſtaurador angegriffen und verſenkt.

Bern, 21. März. (W. T. B.) Der geſamten franzöſiſchen
Preſſe iſt die Veröffentlichung der amtlichen deutſchen Meldung
über das Ergebnis des deutſchen UBoot Krieges im Februar
von der Zenſur nicht zugelaſſen worden.

Einberufung des amerikaniſchen Kongreſſes.
Waſhinton, 21. März. Reuter meldung. Wilſon hat

eine außerordentliche Seſſion des Kon greſſes
für den 2. April einberufen. v et die dIn einer Meldung aus Waſhin gion behauptet die LonEntenteſeite bediente Neue Korr., hohe Beamte hätten erklärt,

daß Wilſon den Kongreß zu einer außerordentlichen Sitzung
einbernfe, um die Erklärung abzugeben, daß die durch die Tor
pedierung amerikaniſcher Schiffe durch deutſche Tauchboote ge
ſchaffene Lage den Kriegszuſtand mit Deutſchland
ohne Kriegserklärung bedeute. Wilſon habe ein ſo
fortiges Vorgehen zur See beſchloſſen.

Auch Lanſing ſoll (zu Zeitungsberichterſtattern inWaſdtn m) geſagt haben: Deine Herren! Die Lage iſt zu
ernſ als daß ich mich darüber äußern dürfte. Hochgeſtellteamtliche erſdren geben zu, daß nach der Verſenkung der drei

amerikaniſchen Dampfer an einem Tage auf Vermeidung eines
Kuſammenſtoßes keine Hoffnung mehr beſteht. Der
Marineminiſter in Waſhington übertzug den Staats Marine

veiter! Jhr ſeid die Träger der ruſſiſchen Umwälzung.
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Werften den Bau von 200 kleinen U-Bootjägern. Bei
Privatwerften wurde eine gleiche Anzahl beſtellt.

Die ruſſiſche Revolution.
„Der Sieg der ruſſiſchen Sozialiſten.“

Unter dieſer Ueberſchrift bringt die agrar- konſervative
Deutſche Tageszeitung die folgende Meldung aus Stodholm, in
der ſich Grimm und Enttäuſchung nur ſchlecht verbergen: „Was
alle Kenner Rußlands in den letzten Tagen vorausgeſagt
haben, iſt eingetroffen. Auf MirabeguMiljukow folgt Robe-
ſpierre-Tſcheidſe. Der Wohlfahrtsausſchuß
der Arbeiter vertreter iſt heute mächtiger als
die Dum a. Seinem Willen muß in Petersburg wenigſtens
geboxcht werden. Wie die Provinz und vor allem das Heer an
der Front die neue Wendung aufnehmen werden, iſt mehr als
ungewiß. Noch iſt das monarchiſche Gefühl in den weiteſten
Schichten des ruſſiſchen Volkes ſo feſt eingewurzelt, daß Väter-
chen Zar und ſeine Großfürſten weit mebr Vertrauen im Volke
haben als die Profeſſoren in den Städten, die von dem ruſſi
ſchen Muſchik durch eine Welt getrennt ſind. Rußlands eigene
Kultur iſt zu tief im Volk eingewurzelt, als daß ein Staats-
ſtreich von Jntellektuellen, die im Dienſte Englands und Frank
reichs ſtehen, im ruſſiſchen Reich das Unterſte zu oberſt kehren
kann. Viel eber haben die ganz Radikalen Ausſicht,
mit ihrem kommuniſtiſchen Programm, das demruſſiſchen Volkscharakter nahe genug liegt, die Maſſen für
ſich zu gewinnen

Revolutionäre Unterſtrömungen.
Kopenhagen, 21. März. (W. T. B.) Jn den letzten

Tagen aus Rußland in Haparanda eingetroffene Nachrichten
enthalten immer zahlreichere Anzeichen einer in der Ent
wicklung befindlichen Gegenrevolution. Der Gegen
ſatz zwiſchen dem Vollzichungsausſchuß der Duma und den Ar-

beitern tritt immer ſchärfer hervor. Jn Petersburg beſteht
ſetzt die Auffaſſung daß die Arbeite rin den nächſten Tagen
eine Gegenrevolution veranſtalten werden. um den Ab-
ſchluß des Krieges herbeizuführen. Die Sozialiſtengruppe im
Ausſchuß handelt auf eigene Hand und trifft ſelbſtändige Maß-
nahmen. Nicht allein eine Gegenrevolution der Arbeiter wird
vom Ausſchuß befürchtet. ſondern auch eine ſolche von Seiten
der Großfürſtenvpartei und der Buregaukratie.Auch das Heer betrachtet man nicht als ganz ſicher. Eine all
gemeine Meuterei des Heeres wird für unvermeidlich angeſehen,
wenn der Dumgausſchuß ſich den Forderungen der Arbeiter-
partei beugen und die Republik erklären ſollte. Die proviſo-
riſche Regierung ließ alle Wachtvoſten verſtärken. Die Truppen
werden in den Kaſernen bereitgehalten. Sie befinden ſich
unter dem Kommando von Offizieren die von der Regierung
ſelbſt dazu beſtimmt ſind. Die Nachricht von der Abdankung
des Zaren wurde in Petersburg vielfach mit dem Rufe: Es
lebe die Republik! begrüßt.

Ein ſozialiſtiſches Friedensmanifeſt.
Wie der Frankf. Zeitung aus Stockholm gedrahtet wird,

gelangte mit Umgehung der noch immer ſtreng gehandhabten
Zenſur über die finniſche Grenze das Original des angeblich
am vorigen Sonntag erlaſſenen Aufrufs des Zentralen Aus
ſchuſſes der ruſſiſchen Arbeitervartei in Petersburg. Dieſer
Aufruf richtet an das Proletoriat aller kriegführenden Länder
die Aufforderung, ſofort die Waffen niederzulegen und den
nur im Dienſte kapitaliſtiſcher Intereſſen geführten Krieg ein-
zuſtellen. Für Rußland fordert die ruſſiſche ſozialiſtiſche Partei
Enteignung alles vrivaten Eigentums ſowie des im Eigen-
tum der Krone befindlichen Grundbeſitzes und deſſen
Verteilung an die Bauern. Der Arbeiterausſchuß, der den
größten Teil des Heeres auf ſeiner Seite habe, werde, falls die
regktionären und bürgerlichen Mächte dem ſiegreich begonne
nen Werk der Völkerbefreiung entgegenzutreten wagten, ſeinen
Forderungen Nachdruck zu geben wiſſen.

Der über den Gang der Revolution gut unterrichteten ſchwedi-
ſchen Zeitung Politiken wird aus Petersburg berichtet. daß
die Arbeit nicht gufgenommen wurde. Alle Menſchen haben
ſich mit Waffen und Munition aus den Arſenalen verſehen.
Auf den Straßen herrſcht größte Unſicherheit.

Die Arbeiter fordern Frieden
und ſind mißgeſtimmt über das neue Regime. Es iſt nicht aus-
geſchloſſen, daß eine neue Revolution, gegen den Krieg gerich-
tet, ausbricht. Jn dem Aufruf der ruſſiſchen ſozialdemo-
kratiſchen Revolutionäre, der ſich in ſchärfſten Wor-
ten gegen die vorläufige Regiernng wendet, heißt es u. a.: Ar

JFhr

w.

wollt
Freiheit, Brot und Frieden.

Traut nicht den Verſprechungen des Bürgertums. In euren
Händen ſind die wichtigſten Jnduſtriebetriebe. Haltet euch be
reit für die Befeble, die das Arbeiterkomitee an euch richten
wird. Wir fordern ſofortige Einleitung von Friedensverhand
lungen.“

Die Organiſation der Arbeiter und Soldaten.
Bern, 21. März. Temps meldet aus Petersburg: Ein ge

miſchter, aus Arbeitern und Soldaten beſtehender
Ausſchuß tagt im Tauriſchen Palaft. Die Anhängerzahl
der beiden Ausſchüſſe wächſt. Am 20. März waren bereits 16090
Mitglieder eingeſchrieben, von denen jedes einzelne 1000 Ar-
beiter oder eine Kompagnie vertriti. Die Anusſchüſſe verlangen
dringend die Einberufung der konſtituierenden
Verſammlung, in der Hoffnung, dieſe werde die Repu
b Iik proklamieren. Sie verlangen ferner die Entfernung
aller Romanows.,
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(piktkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.
rrrrrrrrrrrr

Der Zar gefangengeſetzt!
London, 21. März. Das Reuterbureanu meldet aus Peters-

burg: Die Regierung hat angeordnet, daß der frühere
Zar und ſeine Gemahlin als Gefangene be-
trachtet werden und nach Zarſkoje Selo gebracht werden ſollen.
General Alexejew wird den Abgeordneten Bonſikow, Werſchi-
nine, Gribonmine und Kalinine, die nach Mohilew geſchickt wur
den, ein Detachement zur Vewachung des Zaren zur Verfügungſtellen. Der Zar wird von den Blättern in Petersburg nur

noch Nikolaus Romanow genannt.
Nm die neue Regiernngsform.

Jn verſchiedenen Blättern heißt es, ruſſiſche Armeekreife
und der hohe Klerns hielten die Ausrufung des Groß-
fürſten Nikolajewitſch zum Zaren für wünſchenswert.
Vereinzelte Volksvertreter würden ihn unter allen Groß
fürſten bevorzugen, aber der äußerſte linke Flügel ſei grund
ſätzlich antidynaſtiſch und beſonders gegen die erſon
Nikolajewitſch, deſſen diktatoriſche Eigenart früher oder ſpäter
ſich geltend machen könnte.

Kundgebungen der DumaRegiernng.
Petersburg, 21. März. Die proviſoriſche Regierung ver-

offentlicht ein Manifeſt, das die finniſche Konſtitution
völlig beſtätigt und ihre volle Anwendung anordnet Das
Manifeſt gewährt außerdem eine weitgehende politiſche Amneſtie
und ſchreibt für die nächſte Zeit die Einberufung des finniſchen
Landtags vor.

Ein weiterer Ukas der proviſoriſchen Regierung lautet: Jn
dem wir den gebieteriſchen Forderungen des nationalen Ge
wiſſens Folge leiſten, ordnen wir im Namen der hiſtoriſchen
Gerechtigkeit und zum Andenfen an den endgültigen Triumph
des neuen Regimes, das ſich auf Recht und Freiheit gründet,
eine allgemeine politiſche Amneſtie an.

Die Regierung hat weiter einen Aufruf andie Armee
erlaſſen, ſie möge ſich ihre Solidarität und Diſziplin unge-
ſchmälert erhalten, um den Krieg zu gewinnen, da die Neu
geſtaltung im Jnnern von der Sicherheit der militäriſchen Ver
teidigung abhänge.

Die Flotte hält zur Revolnution.
Eine amtliche Mitteilung über die Unruhen, die am 16. d. M.

abends auf den Schiffen der Oſtſeeflotte ſtattgefunden haben,
veſagt: Ein Teil der Flotte ſprach dem Höchſtkommandieren-
den der Flotte, Admiral Nepenin, ſein Vertrauen aus, während
ein anderer Teil ſein Mißtrauen zum Ausdruck brachte. Wäh-
rend der Unruhen wurde ein Teil der Offiziere getötet oder
verwundet. Die proviſoriſche Regierung ſchickte zwei Abge
ordnete, denen es nach einigen Verhandlungen gelang, die Ruhe
wiederherzuſtellen und die Flottenmannſchaften zu bewegen,
ſich der neuen r anzuſchließen. Es berrſch:
nun wieder vollſtändige Ruhe bei der Flotte. Unglücklicherweiſe
wurde Admiral Nepenin am 17. März getötet.

Die Schwarze-Meer-Flotte hat ſich der neuen
Regierung angeſchloſſen.

Die Opfer der Petersburger Straßenkämpfe. Nach überein-
ſtimmenden Nachrichten betragen die Opfer der Petersburger
Straßenkämpfe mindeſtens 4000 Tote. Die Zabl der Verwunde-
ten iſt nicht annähernd abzuſchäten, ſoll aber mindeſtens das
Dovppelte betragen. Die Krankenhäuſer und Militärlazarette
ſind überfüllt.

Ein Anſchlag gegen Kexenſki? Petersburg, 20. März.
(Reutermeldung.) Ein Rittmeiſter ſuchte heute unter den
Vorwande, daß er einen Brief überreichen müſſe, Zutritt zum
Juſtizminiſter Kerenſki zu erhalten. Er erregte Verdacht
und wurde einer Leibesunterſuchung unterzogen. Dabei ſtellte
ſich heraus, daß er keinen Brief. wohl aber einen Revolver
bei ſich trug Der Offizier wurde verhaftet; er erſchoß ſich
mit ſeinem Revolver.

Die neue franzöſiſche Regierung
hat geſtern in der Kammer und. im Senat ihr allge-
meines Programm bekannigegeben. Die verleſenen
Miniſtererklärungen verſichern die feſte Entſchloſſenheit Frank-
reichs, den Krieg bis zum Siege fortzuſetzen und bezeichnen es
als feſten Entſchluß, die abermals geragubten Pro-
vinzen wieder zu gewinnen und die gebührenden
Wiedergutmachungen und Bürgſchaften zu er-
langen, um einen dauernden Frieden auf der Grundlage
der Achtung vor den Rechten und der Freiheit der Völker vor-
ubereiten. Die Regierung begrüßt die Volksbefreiung in

Rußland, die ſich ohne Anwendung von Gewalt vollziehen
möge. Die Regierung weiſt darauf hin, daß alle überflüſſigen
Ausgaben unterdrückt werden müſſen, damit die öffentlichen
Mittel bis zum Kriegsende ausreichen. Zum Schluß erklärte
n Regierung, nur noch eine Partei, die franzöſiſche, zu
ennen.

Aus dem Landtage.
Jm Preußiſchen Abgeordnetenhauſe

wurden am Mittwoch eine Reihe von Anträgen erledigt, die
teilweiſe recht einſeitig agrariſche Wünſche enthielten. Ein An-
trag, Hausſchlachtungen in noch größerem Umfang als bisher
zu ermöglichen, wurde abgelehnt, nachdem Redner der Linken
auf die für die Volksernährung geradezu verhängnisvoll ge
wordene Entwielung der Hausſchlachtungen hingewieſen hatten.
Ein Antrag des nationalliberalen Abg. Fürbringer, den durch
militäriſche Kriegsmaßnahmen geſchädigten Badeorten an der;
Nord und Oſtſee durch Notſtandsdarlehen zu belfen und ihnen
Beihilfen zu gewähren, fand Annahme Jn der Debatte hier
über hatte Genoſſe Haeniſch dem Wunſche Ausdruck gegeben,
daß nach dieſem ſo lange dauernden Kriege die nervenſtärkende
Wohltat eines Seeaufenthalts auch den weniger bemittelten
Schichten möglich ſein möchte. Schließlich wurden kleinere
Petitionen beraten. Tas Haus hofft, am Donnerstag in die
O erferien geben zu kconnen.
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Heiterinnen

Durchhalten un
Deutſcher Reichstag.

88. Sitzung. Mittwoch, den 21. März, nachmittags 1 Uhr.
Die zweite Beratung des

Etats des Reichsamts des Jnnern
wird beim Titel Staatsſekretär fortgeſetzt. Hierzu iſt von den
Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz.) eine Reſolution be
antragt, die auf dem Verordnungswege die Arbeitszeit in denBurecnus der Rechtsanwälte, Notare uſw. um 6 Uhr abends be
endigen und acht Stunden täglich nicht überſchreiten laſſen will.
Für offene Verkaufsſtellen ſoll der 7-Uhr-Ladenſchluß ange
ordnet werden. Ferner ſollen ſchleunigſt neue für das ganze
Reich gültige, Arbeiterſchutvorſchriften, beſſere Unfallver-
hütungsvorſchriften erlaſſen werden. Weiter wird der Reichs-
kanzler erſucht, die Kräfte der Abteilung für Arbeiter-
ſratiſtilk erheblich zu vermehren und für ſozialiſtiſche Feſt-
ſtellungen und ſonſtige für die Verbeſſerung des Arbeiterſchutzes
n Kriege dr notwendige Arbeiten heranzugiehen.
Schließlich wird noch eine Verordnung mit rückwirkender Kraft
vom j. Januar 117 verlangt, durch die als Kriegsmaßnahme die
tuf Grund der Gefete über die Jnvaliden- und Hinter-

zahlten Renten um 30 Prozent erhöht

end

lliebenenderſicherung ge
werden, und die Uünfallrenten nach einem Jahresarbvbeits-
verdient umgerechnet werden, der ſich nach den am 31. Dezember
916 geltenden Ortslohnfären ergibt; auch wird noch gewünſcht,
zu den Unfallrenten einen Zuſchlag zu bezahlen

Ein Antrag Bernſtein und Genoſſen (Soz. Arb.) verlangt
ſchleunige Aufhehnung des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914, durch
das die Möglichkeit der Außerkraftſetzung der Arbeiterſchuv-
vorſchriften für Arhbeiterinnen und jugendliche Perſonen ge-
geben iſt. Ferner eine Aenderung des Geſetzes über die
linterſtühung der Hriegerfamilien, wonach die Gemeinden zu
Zuſchlägen in Höhe von mindeſtens 50 Prozent verpflichtet
werden, wonach ferner den Gemeinden die Rück zahlung
der bis zum 1. Oftoher 1913 geleiſteten Unterſtützungen bis

r 1 n J r 10174 2 z zugeſichert wird. und wonach
ſchließlich noch die Entziehung der Unterſtützung für den Fall,
daß der Vriegsteilnehmer zu Gefängnisſtrafe von mehr als
ſechs Monaten verurteilt wird, beſeitigt wird.

Abg. Mumm Deutſche Frat.) ſpricht ſich für eine groß
Deshalb müſſe die Kriegerheim-

tattenbewegung kräſtig unterſtützt werden. Der Wohnungs-
not wird man aber nicht beikommen können, wenn man nicht
erkennt, daß Grund und Boden keine Handelsware ſein darf.
Gerade unter dem Geſichtsvunkte der Ernährung des deutſchen
Volkes brauchen wir im Lften als neues Siedelungsland, ein
dem Deutſchen Reiche zurückgewonnenes Kurland. Beſonders
bewährt haben ſich die Arbeiterſetretare, die die
Intereſſen des Vaterlandes über die Srandesintereſſen geſtellt
haven. Das Reichsamt des Jnnern ſollte daher ſeinen Wider-
ſtand gegen die Tätigkeit der Arbeiterſekretäre bei den Arbeits-
kammern aufgeben, es wäre richtig, ſchon bei der Ueberleitung
der Kriegs- in die Friedenswirtſchaft zur Errichtung von
Arbeits?ammern zu kommen. Der ſozialdemokratiſche An-
trag, die Jnvalidenrenten um 50 Prozent zu erhöhen, iſt ohne
Schädigung der Anſtalten nicht durchführbar, man müßte den
Anſtalten ſonſt auch nene Cinnahmen zuführen. Der Mittel
tand wird ſich hoffentlich merten, daß der Abg. Hoch geſtern

s überfſlüſſigen Lurus hinſtellte, den man ſich nach dem
Kriege nicht werde leiſten fſonnen. (Sehr gut! rechts.) Vor
olem ift nach dem Krieg eine erheblich erweiterte Sonntags-
ruhe notwendig. Man verſteht es nicht, wenn man in der
letzten Zeit aus einer R

hnungspolttitf aus.a nleu

b alsr ats

ier Reihe grover Städte hören mußte Die
Kirche ungeheizt, Lichtſpiele geheizt. (Hort, hört! rechts.)

Abg. Büchuer (Soz. Arb.):
Jn. das hohe Lied unſerer Sozialvolitik kann ich nicht ein-

fammen. Anf dieſem Gebiet iſt in Deutſchland noch viel zu
wunſchen. Meine Freunde meinen, die Sozialpolitik dürfe
uuch wahrend des Krieges nicht vernachläſſigt werden. Leider
geſchieht das zugunſten der kavitaliniſchen Jntereſſen. Zwiſchen
Kapital und Arbeit beſteht ein unüberbrückbarer Gegenſats.
Deshalb müſſen wir aber un fo inehr verſuchen, das Staats-
ſchtff im Jntereſſe der Millionen von Arbeitern vorwarts zu
treiben. An die Arbeiter werden im Kriege ganz ungeheure
Anforderungen geſtellt, während die Arbeitgeber die beſte Ge-
legenheit zur Ausnus ung der Arbeitsträfte haben. Selbſt in
den Stactesbetrieben herrſcht eine ganz ungeheuerliche Arbeits-
zeit auch für Frauen, deren Zahl in den Betrieben ganz un-
jemein zunimmr. Auch in Hinblick auf das BVevolterungs-
roblem ſollte die Regierung energiſche Mapnahmen

gegen die ſchrankenloſe Ausbeutung der Frauen
und Jugend lichen ergreifen. Die Gewerbeaufſicht iſt ſo
ſo gut wie ganz aufgehoben. Wenn es an Beamten fehlt, ſo
ſollte man Hilfskräfte aus den Kreiſen der Arbeiter und Ar-

hin zuziehen. Wir haben durch den furchtbaren
Krieg ſchon Hunderttauſende unverſchuldeter Jnvaoliden. Dar-
um muß die Gewerbegufſicht erſt recht ihr Hauptaugenmerk auf
die Vermeidung von Betriebsunfällen richten. Zumal jetzt. wo
das Hilfsdienſtgeſetz in Kraft geſetzt iſt, von dem ja hauptſäch-
lich die Arveiter gerroffen werden, denn die reichen Nichtstuer
haben ſchon lange irgend einen Unterſchlupf gefunden. Sehr
wahr! bei der Soz. Arb.) Wir beantragen daher, daß die bei
Ausbruch des Kriegs aufgehobenen Avrbeiterſchutzbeſtimmungen
wieder voll in Kraft geſetzt werden. Bei dem Unglücksfall in
Berlin hat die Polizeizenſur wieder nur entſtellte Berichte
durchgelagſſen. Dadurch wird die Bevolkerung nur noch mehr
veunruhigt. Sehr wabr! bei der Soz. Arbh.) Das Ausland er-
jährt doch alles, was vorkommt, genau ſo wie wir erfahren
haben, dann im Ausland noch viel ſchwerere Exploſionen ſtatt-
gefunden haver Proteſtieren müſſen wir dagegen, daß man
tetzt die Kr frauen unter Androhung des Entzugs
der Unterſtützung zur Arbeit zwingen will. Dr. Delbrück
bar früher auf eine Beſchwerde der Sozialdemokratie ausdrück-
ich anerkannt daß jede Fran die Selbſtbeſtimmung darüber
haben müſſe, ob ſie bei ihrem Zuſtand, bei ihren Familienver-
hältniſſen oder in Rückſicht auf eiwaige Kinder in der Lage ſei,
ußerhalb des Hauſes eine andere als häusliche Arbeit anzu-
nehmen. Dazu ſteht der neue Erlaß des Reichskanzlers in
direttem Gegenſav ehr wahr! bei der Soz. Arb.) Er gibt
u den ſchwerſten ſozialen Vedenken Anlaß, vor allem in Hin-
Hlick auf die Möglühteit der Verwahrloſung der Kinder. (Sehr
wahr! bei der Soz. Arb.) Die Frauen haben während des
Krieges ſchon genug zu leiden gehabt, man ſollte ihnen nicht
auch noch die Selbſtbeftimmung rauben
Die Männer an der Front ſind empört darüvber, daß ihre

Frauen zur Arbeit gezwungen werden ſollen.
Sehr wahr! bei der Soz. Aehnlich will man jetzt auch

die Schulkinder zwingen Landarbeit zu verrichten. Ss
heißt allerdings die Kinder ſollen zur Erholung aufs Land,
aber der Zweck iſt doch zu durchſichtig. Sehr wahr! bei der Soz.
Arb.) Das höchſte Gut, das die Eltern ihren Kindern geben
können, iſt die Schulbildung, aber die Dorfſchule kann ſich mir
der Stadtſchule nicht meſſen. Und wer entſchädigt die Ange-
hörigen in Krankheitsfällen, erhalten die Frauen weiter die
15 Mk. Unterſtützung für das Kind, wenn dieſes aufs Land ge-
bracht wird? Man fagt, es handelt ſich darum, den Kindern
die Lebensmittel auf dem Lande zuzuführen. Nun, wenn man
Lebensmittel auf dem Lande hat, dann nur her damit für die
Arbeiter in den Städten. (Sehr aut! bei der So Arb) Sehr
zu begrüßen iſt der Beſchluß der Komiſſion über die

Erhöhnng der Kriegswochenhilfe,
Das iſt jetzt im dritten Kriegsjahre eine ungbweis iche Forde-
rung, Die Unloſten für die Erhöhung des Stillgeldes werden

D

Arb.)

d Sozialpolitik.
nicht allzu groß ſein, weil die Zahl der Geburten abnimmt und
die Zahl der Totgeburten ſteigt. Den Antrag der Sozialdemo-
kraten in dieſer Frage unterſtützen wir. Dringend notwendig
iſt unſer Antrag, die Gemeinden zu insgen 50 Prozent Zu
ſchuß zur Reichsunterſtützung zu zahlen. Der Abg. Streſe
mann ſprach geſtern über den r und bezog ſich auf
den Aufſatz eines Gewertkſchaftsführers Winnig in den Sozia-
liftiſchen Monatsheften. Aber Winnig ſchreibt nur für ſeine
Perſon, die Arbeiter denken darüber ganz anders. Herrſchte
nicht Burgfrieden, ſo würden ſie ganz andere Maßnahmen
gegenüber dem betreffenden Winnig ergreifen. Noch bedeutend
weiter geht Herr Leimpeters in der Glocke. Auch auf den Leim
gehen die Arbeiter nicht. Winnig ſcheint nicht zu wiſſen, daß
ſich die Unternehmer des Baugewerbes zu einem großen Wirt-
ſchaftsbund zuſammengeſchloſſen haben, nicht etwa um in Zu
kunft gegen die Rohſtofflieferanten und deren Synditate vor
zugehen, ſondern auch, um gegen Lohnforderungen des auf-
ſtrebenden Proletariats gerüſtet zu ſein. Wenn Winnig wirk-
lich von einem neuen volitiſchen Syſtem der Sozialdemokratie
ſchreibt, ſo bedeutet das nichts anderes, als

Aufgeben der Grundſätze der Sozialdemokratie
und damit der Sozialdemokratie ſelbſt. Davon rücken wir ent
ſchieden ab. Solange der Kapitalismus beſteht, wird es auch
einen Klaſſenkampf geben, denn Kapital und Arbeit ſind un-
überbrückhare Gegenſätze. Jetzt unter dem Burgfrieden berrſcht
lediglich Kirchhofsruhe. Das Großkapital aber geht aus
dem Kriege ungeſchwächt hervor,

das Kleinhandwerk, der Mittelſtand iſt vernichtet.
die kapitaliſtiſche Produktionsform in Jahrzehnten anWas

beſteben bleibt, und auf das Syſtem kommt es an.
der Soz. Arb.)

Staatsſekretär Dr. Helfferich:
Zur Frage der Teilung des Reichsamts des Jnnern ſcheinen

mir doch die gegen die Teilung ſprechenden Gründe die ſtär-
keren zu ſein. Die Einſtellung unſerer ganzen Wirtſchaft auf
den Krieg hat eine Beſchleunigung und Verſtärkung erfahren
durch das Hilfsdienſtgeſetz, bei deſſen Durchſührung wir mir
Schonung und Rückſicht verfahren. Das Bedauern über das
Anwachſen der Frauenarbeit kann ich nicht ganz teilen, obwohl
ich die Nachteile einer ſo intenſiven Heranziehung der Frauen
nicht verkenne. Aber wir ſind im Krieg und

Brot und Granaten ſind die Hauptſache.
Wir haben genügend Arbeitsträſte, wenn jeder Mann und
jede Frau ſeine Schuldigkeit tun. Wir werden aber unter-
liegen, wenn wir verſäumen zu tun, was die Schickſalsſtunde
rerlangt, frei von Sentimentalität gegen den Feind und gegen
uns ſelbſt. Das mag hart klingen, aber nicht ich bin hart,
ſondern die Zeit iit hart. Draußen werden Tanſende und
Abertauſende blübender Leben für das Vaterland gceopfert.
Auch unſere Feldberren haben ein fühlendes Herz, aber ſie
ſchicken die Truppen in den Tod, wenn das Vaterland es ver
Ilangt. Der Sieg wird dicht ohne Opfer gewonnen. Auch wir
müſſen ſehenden Auges Opfer bringen. Die Stillegung von
Betrieben ſchädigt eine große Zahl von Exiſtenzen und ver-
nichtet manche dauernd, die wertvolle Beſtandteile unſerer wirt
ſchaftlichen und ſozialen Gemeinſchaft ſind. Wir können aber
nicht auf Maßnahmen verzichten, die Kriegsnotwendigkeiten
ſind. Das gilt auch für die zahlreichen Wünſche des ſozial-
demokratiſchen Antrages. Sie ſcheinen mir die an ſich zweifel
los berechrigte Rückſicht auf den Arbeiterſchutz doch in weit-
gehendem Maß über die Kriegsnotwendigkeit zu ſtellen. (Zu-
ſtimmung rechts.) Einſchränkungen der Schutzbeſtimmungen
ſind nur vorgenommen worden, wo in einzelnem Fall die Not
wendigkeit vorlag; von der Befugnis generelle Ausnahmen
zu geſtatten, hat der Reichskanzler bisher keinen Gebrauch ge
macht. (Hört, hört! rechts.) Man fagt,

wir zehren vom Kapital Volkskraft.
Jch gebe das zu, aber es iſt beſſer, als daß wir das geſamte
Kapital verlieren.

Der Wunſch, die Wochenhilfe der Kriegerfrauen auch auf die
Frauen der im Hilfsdienſr tätigen Männer auszudehnen, iſt
berechtigt, und wir werden eine Form finden, ihn zu erfüllen.
Die erhöhte Familienhilte auch ibber den 1. Mai hinaus auf-
recht zu erhalten, iſt ein Wunſch, dem der Bundesrat wahr
ſcheinlich entſprechen wird. Den Wunſchen auf Erhöhung der
Alters-, Hinterbliebenen und Unfallrente läßt ſich in der vor-
liegenden Form nicht entſprechen aber die bereits zweimal
bewilligten Hunderttauſend Wark für Wohlfahrtszwecke laſſen
ſich dazu verwenden. Den Stellen, die über die Bedürftig-
teit der Kriegerfrauen zu entſcheiden haben, haben es zur
flicht gemacht, ohne Engherzigkeit zu verfahren. Aber wir
dürfen nicht zulaſſen, daß zahlreiche Frauen und Jugendliche,
die arbeiten können, es nicht tun. Die Kämpfer an der Front
müſſen das Bewußtſein haben, daß ihre Familien keine Not
leiden. Aber auch die Angehörigen der Kriegsteilnehmer müſſen
durchdrungen ſein von dem Gefühl, Verpflichtungen gegen das
Vaterland zu haben. Weigert ſich eine Kriegerfrau, die nach
ihren häuslichen Verhältniſſen abtömmlich iſt, und nach ihren
korperlichen Kräften zu arbeiten in der Lage iſt, ſo wird die
Behörde anzunehmen baben, daß ſie auf die Unterſtützung ver
zichtet. Selbſtverſtändlich darf das nur nach ernſthafter Prü-
fung und nach Mitteilung an die Frauen geſchehen Ich glaube,
dieſer Erlaß iſt vernünftig und ich halte ihn aufrecht. (Bravol
rechts.)

Durch planmäßige Konzentration der Arbeitskräfte iſt es
gelungen, bisher durchzuhalten und wird es auch weiter ge-
lingen. Aber die Rieſenaufgabe, die das Schickſal uns geſtellt
hat, wird mit der Dauer des Krieges nicht leichter, ſondern
ſchwerer. Unſer Volk verdient höchſte Bewunderung für den
vaterländiſchen Sinn, mit dem es die letzten harten Monate er-
tragen hat; es hat gezeigt, daß das Durchhalten keine Phraſe
tſt, ſondern bitterer Ernſt, ein Teil ſeines moraliſchen Veſitz-
ſtandes. Die Portionen find ſchmal und deshalb wuß jeder,
der über Vorräte verfüugt, ſie zur Verfügung ſtellen. (Sehr
richtig!) Wenn es überall im Lande bekannt iſt, wie ſich die
ſtädtiſche Bevolkerung einſchrinken muß. ſo wird dieſe Erkennt-
nis bewirken, daf; ſeder ut, was er kann, um dieſer Einſchrän-
fung im Jntereſſe des Vaterlandes abzuhelfen. Jch habe zum
Patriotismus der ländlichen Bevölkerung dasſelbe Vertrauen,
wie zu dem der ſtädtiſchen, der ſich ſo glänzend bewährt hat.
Jch hoffe, daß es gelingen wird, die Jntereſſen der Produktion
mit denen der Verbraucher zu verſohnen. Ein verhängnisvoller
Jrrtum wäre es, zu glauben,

daß Friede und Brvot identiſch ſind.
Die ſchlechte Welternte iſt tein Zufall. Wir werden in Deutſch-
land in dieſem Jahre ungefähr ſo weit ſein, daß wir ſo viel
Salpeter prodnzieren, als ganz Chile vor dem Kriege. Trotz-
dem bekommt die Landwirtſchaft nicht ſo viel wie ſie braucht.
Daraus leite ich ab, daß auch die nächſten Welternten ſchlecht
ſein werden. Trosdem wir einer belagerten Feſtung gleichen,
haben wir die niedrigſten Getreidevreiſe der ganzen Welt, und
wir werden nach dem Kriege Vorkehrungen zu treffen haben,
daß nicht Getreide von uns nach dem Anslande geht,

hereinkommen wird in nennenswertem Maße nichts.
Die Organiſation, deren Zauberkraft im Anfang des Krieges
uberſchätzt wurde, iſt jetzt faſt in Verruf gekommen. Das eine
iſt ſo falſch wie das andere. Freies Spiel konnte man den
Kräften des Wirtſchaftslebens nicht laſſen; das hätte zu
Hungersnöten und ähnlichen kataſtrophalen Wirkungen führen
müngen. Mit der Preisreguliexung allein iſt nichts zu er
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reichen das wußten wir aus den
ſchen Revolution So blieb uns nur
tionsformen zu finden, und ich möchte unſere
gut bewährt. Gewiß, wenn wir heute den Krieg neu anfangetßs
würden, würden wir manches anders machen. Die Kriegs

eſellſchaften ſind ein Gebot der Not. Manches Praktiſche ausdieſen Organiſationen werden wir freilich auch in den Frieden
hinübernehmen können, ſo vor allem das Zuſammenarbeiten
der Beamten mit den Kreiſen der Erwerbsſtände, bei dem die
Beamten zweifellos viel gelernt haben. Unſere Sozialpoliti?
hat dazu beigetragen, daß die Vaterlandsliebe und Vaterlands-
treue in den großen Mäſſen der arbeitenden Bevölkerung er-
halten geblieben iſt, die ſich jetzt ſo glänzend bewährt hat.
Gegen die BVehauptung, daß dieſe Sozialpolitik der Regierung
und den herrſchenden Klaſſen Schritt für Schritt habe abge
rungen werden müſſen, lege ich Verwahrung ein. (Bravo!
rechts.) Die Sozialpolitik iſt inauguriert durch die be-
tannten Kaiſer-Erlaſſe, ſie iſt durchgeführt zum Teil gegen
den Widerſtand der Partei, deren Redner geſtern dieſen Vor-
wurf erhoben hat. (Sehr richtig! rechts. Widerſpruch b. d.
Soz.) Die Ausnahmen, die jetzt dem Kriege von der Sozial-
politik gemacht werden mußten, werden ſelbſtverſtändlich nach
dem Kriege wieder beſeitigt werden und wir werden die Sozial
politi? fortführen. (Bravo!) Für die Truppen heißt die Parole:
Den Feind ſchlagen, für uns heißt ſie: durchhalten und arbeiten.
Jn dieſem Zeichen werden wir ſiegen. (Beifall.)

Abg. Molkenbuhr (Soz.)
Dem Staatsſekretär halte ich das Wort Bismarcks entgegen

Wenn wir keine Sozialdemokraten hätten, hätten wir das biß-
chen Sozialpolitik auch nicht. Der Vorwurf, die Sozialdemo
tkratie hätte die Sozialpolitik bekämpft, iſt eine alte Beham
tung aus dem Material des Reichs verbandes zur Be
kämpfung der Sozialdemokratie. Jch verweiſe den Staatsſetre-
tär in dieſer Beziehung auf die bekannte Rede Ludwig Vam-
bergers, in der er nachwies, daß die Kranken- und Jnvaliden
verſicherung eigentlich nur aus ſozialdemokratiſchen Vor-
ſchlägen zu ſammengeſetzt war und der deshalb meinte, man
ſollte dann lieber gleich Bebel zum Staatsſekretär machen.
Alſo etwas Studium der Entwicklung des Reichs und ver
Reichsgeſetzgebung könnte Herrn Dr. Helfferich nichts ſchaden.
(Sehr gut! b. d. Soz.)

Es iſt bedauerlich, daß in dem Geſetz über die Familien-
unterſtützungen überhaupt das Wort: „Bedürftigkeit“ ſteht.
Man ſagt, die Frau, die ſonſt gearbeitet hat, ſoll auch ſetzt zur
Arbeit herangezogen werden, während doch die allerverſchieden-
ſten Umſtände dazu führen können, daß eine Frau nicht arbeitet.
(Sehr richtig! b. d. Soz.)
Der Offiziersfrau mutet ren t zu, ſich Arbeit zu ver-

affen,
und dasſelbe Recht muß jede Kriegerfrau haben. Jn vielen
Fällen haben die Frauen auch deshalb keine große Neigung zur
Arbeit, weil der Arbeitsverdienſt ihnen auf die Unterſtützung
ungerechnet wird. Arbeitsverdienſt bis zu 1500 Mk. im Jahre
ſollte überhaupt nicht angerechnet werden dürfen. (Zuſtim.
b. d. Soz.) Von den S ſind ſo vieleAusnahmen geſtattet worden, daß die Ausnahmen bereits die
Regel geworden ſind. (Sehr wahr b. d. Sog.) Dieſe Be-
ſtimmungen ſind doch nicht erlaſſen worden zur Freude der Ar
beiter oder zum Aerger der Unternehmer, ſondern ſie ſind
ſeinerzeit geboren aus der Not der Zeit, aus der Sorge für
die Geſundheit der Bevölkerung, und dieſe Sorge muß gerade
durch die Länge des Krieges beſonders ſtark werden. Durch
die übermätzige Arbeitszeit wird die Produktion auch keines
wegs gefördert, die Frau, die heute 11 und 12 Stunden arbeiten
muß, würde bei neunſtündiger Arbeitszeit dasſelbe leiſten.
(Lebh. Sehr wahr! b d. Soz.) Jn den Ausführungen des Staats-
ſekretars habe ich cin Bild deſſen vermißt, was nach dem
Kriege tommen wird di

Kriegsgeſellſchaften haben ſich, bei aller Kritik im nen

Unſer Wirtſchaftsleben iſt vollig um-
geſtaltet, und daß man bei Friedensſchluß das Weirtſchbaftsleben
etwa wie eine vorgelaufene Uhr zurückſtellen kann vom Anguß
1914 iſt doch ganz unmöglich. Das Weirtſchaftsleben iſt nicht.
Mechaniſches, ſondern organiſches Leben, und was einmal ge-
worden iſt, iſt da und mit dem muß gerechnet werden. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Wenn der Staatsſekretär erſt einmal ſieht,
was der Krieg auch im inneren Wirtſchaftsleben zerſtört und
was er geſchaffen hat, ſo wird er erkennen, daß er vor ganz
neuen Auſgaben ſteht. Wir können die Vergangenheit nie
nen beleben und müſſen uns mit den neuen Verhältniſſen der
Gegenwart einrichten. Lebh. Sehr richtig! b. d. Soz.) Unſer
gewerblicher Arbetterſchutz iſt zugeſchnitten auf die Verbältniſſe
vor 25 Jahren. Deshalb muß mit dem Ende des Krieges
eine den neuen Verhältniſſen angevaßte Sozialreform eintreten.
Tatſache iſt, daß noch nie und nirgends der induſtrielle Auf-
ſchwung durch ſoziale Geſetze gehemmt wurde, im Gegenteil
geht der Arbeiterſchutz mit dem induſtriellen Aufſchwung immer
Hand in Hand. Die Steigerung der Leiſtungsfähigkeit des
Volkes wird eine der größten Aufgaben nach dem Kriege ſein.
Ueberall muß dem Raubbau an der menſchlichen Arbeitskraft
Einhalt getan werden. Ebenſo notwendig iſt der Ausbau auf
dem Gebiete des Verſicherungsweſens iſt doch die Kaufkrafi
des Geldes völlig verloren. Die Forderungen der Arbeiter
liegen natürlich zunächſt im perſönlichen Intereſſe der Arbeiter,
aber zugleich wird mit ihnen

den Intereſſen der Allgemeinheit gedient.
Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.) Die beſſere Stellung der Ar
beiter iſt notwendig, wenn wir nicht die intelligenteſten Kräfte
verlieren wollen an Amerika wo infolge des rieſigen
Kapitalanwachſens ein zroßer Aufſchwung erfolgen wird; Jn-
genieure, Techniker und Arbeiter wird man ſich dort aus
Europa holen, und wiederum wird Amerika, wie ſchon früher,
wie ein großer Schwamm wirken, der unſere geiſtigen Kräfte
aufſaugt, wenn hier nicht vorgeſorgt wird. Gewiß werden die
Krieger, die ihre Heimat mit ihrem Blute verteidigt haben.
nach ihrer Rückkehr lieber in der Heimat vleiben. Lebh. Sehr
wahr!' Aber die Verhältniſſe in der Heimat müſſen auch ſo
geſtaltet werden, daß Glück und Wohlſtand für jeden möglig
iſt, und daß jeder ſeine Kräfte mit Freuden einſetzt, um eine
ſchönere Zukunft herbeizuführen. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Abg. Bartſchat (Vv.) erörtert Handwerkerfragen. Troß
aller Not ſieht das Handwerk ungebengt der Zukunft entgegen.

Abg. v. Boehm (Konſ.!: Die Behauptung des Herrn
Büchner, daß die Kinder aufs Land genommen werden, um als
ländliche Arbeiter ausgenntzt zu werden, iſt eine unerhört-
Verdächtigung und zeigt auch große Unterſchätzung der Arbeit
der Landarbeiter. Die Landwirte nehmen die Schuülkinder ans
reiner Menſchenliebe auf das Land. (Bravo! rechts.)

Abg. Horn (Soz. Arb.)
befürwortet den Antrag Vernſtein auf Beſeitigung der Aus
nahmen der Arbeiterſchusbeſtimmungen Namentlich muß
Leben und Geſundheit der Frauen und jugendlichen Arbeiter
geſchützt werden.

Abg. Brühne (Soz.)
Die Kriegsverletzten dürfen nicht als Lohndrücker benutzt

werden, wo das jetzt zum Teil ſchon geſchieht. Das müßte die
vitterſte Stimmung unter den Arheitern erzeugen. (Sehr wahr:
b. d. Soz) Mit der Aufhebung von Arbeiterſchutzbeſtim-
mungen für Frauen hätte man nicht ſo voreilig ſein ſollen.
Auf der andern Seite ſollte man die vielen Dämchen, die
ietzt noch arbeitslos auf der Straße herumlanfen, einmal in
Munitionsſfabriken ſtecden, damit ſie lernen, was arbeiten heißt
(Sehr gut! b. d. Soz.) Der 7-Uhr-Ladenſchluß wird hoffentlich
nach dem Kriege beibehalten werden. Unſere vornehmſte Auf-
gabe nach dem Kriege wird ſein, uns der unglücklichen Kriegs
waiſen anzunehmen. Möge endlich dieſer furchtbare Krieg ein
Ende nehmen. Bravo! b. d. Soz.)
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Amgeſtaltete Verkehrsſteuer.
Von Wilh. Keil. M. d. R.

Der preußiſche Eiſenbahnminiſter, der Vr ater der Verkehrsſteuervorlage, iſt bei den Erwägungen, welche Sktuerfaſt er
wohl dem Verkehr Zzumuten könne, rein zufällig auf die Summe
von 315 Millionen Mark gekommen. Dieſe Ziffer erſchien dem

Hauptausſchuſſe des Reichstags, mochte er an den Einzelheiten
der Vorlage noch ſo viel auszuſetzen haben i iliMan konnte im Verlauf der L ehe ralen c
ſchlagende Gründe für die Schonung beſtimmter Verkehrsgebiete
geltend machen, Gründe, die niemand zu widerlegen verſuchte
und zu widerlegen vermochte, die Antwort lautete iſtets: ja,
aber die 315 Millionen müſſen herauskommen! Wäre der Er-
finder dieſer Steuer auf einen Ertrag von 499 Millionen ge
kommen, ſo würde das die Greligi Zifſer für den Ausſchuß
geweſen ſein Bei dieſer Betrachtung der Dinge durch die
bürgerlichen Parteien hatte natürlich die prinzipielle Bekämp-
zung der Verkehrsſteuer, für die ſehr gewichtige, beſonders auch
unſeren Zeitverhältniſſen entnommene Geſichtspunkte angeführr
werden konnten, keinerlei Ausſicht. Die Aufgabe der ſozial-
deuotratiſchen Vertreter mußte daher darin beſtehen, die Vor-
lage nach Möglichkeit ſo zu geſtalten, daß die wirtſchaftlich
jchiwachen Volkskreiſe einigermaßen geſchont werden.

Sehr viel iſt's nicht, was nach dieſer Richtung erreicht wurde.
An den Umgeſtaltungen aber, welche die Vorlage erfuhr, haben
die Mitglieder unſerer Fraktion eifrig mitgewirtt. Sie hatten
zunächſt beantragt, die vierte Wagenklaſſe von der Steuer frei
zu laſſen, wie ſie auch von der in Kraft befindlichen Fahr
kartenſteuer befreit iſt. Die Rückſichtnahme auf den Einnahme-
ausfall, der auf 30,5 Millionen geſchätzt wurde, und auf die
Abwanderung der Fahrgäſte von der dritten in die vierte
Klaſſe bewog alle bürgerlichen Parteien zur Ablehnung des
Untrags. Ein weiterer ſozialdemokratiſcher Antrag ging dann
dahin, die Fahrkarten im Preiſe bis zu 60 Pf. von der Steuer
aſt zu verſchonen. Das entſprach wiederum dem geltenden
Recht und diente zugleich dem in der Kriegszeit enorm wichtig
gewordenen bevölkerungspolitiſchen Ziel, das geſunde Wohnen
der Maſſen der Fabrik und Bureauarbeiter außerhalb der
Steinmauern der Großſtädte zu erleichtern. Jrgend ein ſach-
licher Gegengrund konnte nicht vorgebracht werden. Lediglich
die 315 Millionen, die der Verkehr bringen müſſe, entſchieden
gegen den Antrag. Selbſt der Antrag der Fortſchrittler, der
nur Steuerfreiheit bis zu einem Fahrpreis von 30 Pf. ge
währen wollte, fiel aus dieſem Grunde. Und nicht einmal ein
bereits zum Beſchluß erhobener Zentrumsantrag, der dieſe
Grenze auf 15 Pf. feſtſetzte, blieb beſtehen, denn auch dabei
würde ein Ausfall von etwa 20 Millionen entſtanden ſein. Man
dehnte vielmehr die Steuer auf die kleinſten Fahrpreiſe und
Fahrſtrecken, alſo auch auf die Straßenbahnen aus, ermäßigte
aber den Steuerſatz für die Straßenbahnen, planmäßig fahren-
den Omnibuſſe und Ueberlandautolinien auf 6 Prozent des

L während die Regierugn 12 Prozent gefordert hatte.
or dem 1. Juli 1918 ſoll übrigens die Beſteuerung der

Straßenbahnen und ähnlichen Betriebe nur dann in Kraft
treten, wenn vor dieſem Zeitpunkt eine Erhöhung der Tarife
eintritt. Hoch- und Untergrundbahnen, bei denen der Her

llungspreis durchſchnittlich mehr als 2 Millionen Mark für
s Kilometer beträgt, kann der Bundesrat von der Steuer

freiſtellen. In bezug auf die Beſteuerung des Perſonenverkehrsder Eiſenbahnen ſtimmte der Ausſchuß der Vorlage zu, die die

Fahrpreiſe der 1. Klaſſe mit 18 Prozent, der 2. mit 14 Proz,
der 3. mit 12 Proz. und der 4. mit 10 Proz belaſtet Unſer
re die Prozentſätze auf 20, 15, 10 und 5 zu bemeſſen, hatte
einmal den Zweck, der Entlaſtung entgegenzuwirken, die der

Klaſſe bei weiten Entfernungen durch die neue Steuer, ver
glichen mit der alten Fahrkartenſteuer, tatſächlich zuteil wird,
ſodann diente er der Schonung der Armen. Für eine Fahrt
Verlin--Straßburg oder Berlin--Memel wird künftig der
reiſende Erſtklaſſige weniger Steuer zu zahlen haben wie bisher,
der Reiſende 3. Klaſſe dagegen wird von 40 oder 60 Pf. auf
3 Mk. und mehr in der Steuer geſteigert, und der Reiſende
4. Klaſſe wird für das Veranügen, 800 Kilometer im Perſonen-
zug Zur erlee7 eine Laſt von 1,60 Mk. ganz neu zu zahlen
haben. Auch bei dieſem Beſchluſſe war wieder richtunggebend
die geheiligte Ziffer: 315 Millionen. Daneben wirkte noch mit
das Beſtreben, die Abwanderung von den höheren in die nie-
deren Klaſſen umzulenken in eine Aufwanderung von den
niederen in die höheren. Wenn man aber das Publikum durch
eine empfindliche und unverhältnismäßige Beſtenerung der
miederen Klaſſen zwingen will, die höheren Klaſſen zu be
ntzen, ſo erinnert das an die Kuren des Dr. Eiſenbart. Wozu
noch kommt, daß zumal in der nach Vereinfachung ſchreien-
den Zeit nach dem Friedensſchluß es nur erwünſcht ſein
müßte, wenn die Zahl der Eiſenbahnklaſſen vermindert und
die Ausnützung der Wagenplätze geſteigert würde.

Blieb bei der Beſteuerung des Perſonenverkehrs infolge Er
des Steuerſaves für die Straßenbahnen immer noch

ein Ausfall von etwa 17 Millionen, ſo ſuchte man dieſen bei
der Beſteuerung des Güterverkehrs um der geheiligten
Ziffer 315 Millionen Mark willen wieder hereinzubringen. Das
war nicht leicht. Denn der gar zu einfache Regierungsvorſchlag,
den Güterverkehr durch die Bank mit 7 Proz. des Beförderungs-preiſes zu belaſten, batte nicht nur bei unſerer Fraktion, ſon

dern auch in anderen Lagern, namentlich bei ſüddeutſchen Ab
geordneten, ſtarke Bedenken geweckt. Bei dieſer Beſteuerungsart
mußte die Gütererzeugung in den kohlen- und erzarmen
Gegenden unverhältnismäßig ſchwer getroffen und die Kon-
zentration der Großinduſtrie an den Stätten der Kohlen und
Erzgewinnung beängſtigend geſördert werden. Dazu kommt
noch die geplante Kohlenſtener, die in der gleichen Richtung
wirkt. Den Vorſchlägen, den Güterverkehr auf großen Enli-
fernungen durch eine geſtaffelte Steuer zu ſchonen, trat die
Regierung mit dem Einwand der Berechnungs- und Er-
hebungsſchwierigkeiten entgegen. Der Hinweis auf die aus-
aleichende Wirkung des beibehaltenen Frachturkundenſtempels,
der auf kurzen Strecken mehr belaſtet als auf weiten, genügte
aber dem Ausſchuſſe nicht. Man kam daher ſchließlich zu einer
ſehr tünſtlichen Miſchung von Frachturkundenſtempel und pro-
zentnierter Steuer auf den Beförderungspreis. Die Kohle, bei
der die ſchwere Belaſtung auf weiten Strecken am ſchärfſten
wirkt, nahm man aus der neuen Steuer ganz heraus, brannte
ihr aber dafür einen gegen bisher verdoppelten Frachturkunden-
ſtempel auf. Erſt im vorigen Johr iſt dieſer Stempel für
Wagenladungen von 20 Pf. auf 1 Mk. bei kurzen, von 50 Pf.
auf 2 Mk. bei weiten Entfernungen erhöht worden. Jebt ſoll
er bei der Kohlenhbeförderung 2 und 4 Mk. betragen! Das iſt
ein ſo raſcher Aufſtieg, daß man dringend wünſchen muß, die
Verſicherung der Regierungsvertreter möchte gehalten werden,
daß es ſich jetzt um eine abſchließende Verkehrsbeſteuerung
handle. Jm übrigen Güterverkehr wird der Frachtſtempel für
Wagenladungen auf 1,50 bezw. 3 Mk. und bei Eilgut auf
3 bezw. 6 Mt. erhöht. Frachtſtück- und Exvreßgut ſoll 15 Pf.
(visher 10 Pf.), Eilſtückgut 30 Pf. (20 Pf.) zahlen. Dazu
kommt nun bei allen Gütern, ausgenommen die Kohle, die
Iprozentige Veſteuerung des Beförderungspreiſes. Der Ertrag
dieſes Gemiſchs von verſchiedenartigen Steuererhöhungen und
neuen Steuern beziffert ſich nach den Schätzungen faſt genau
wieder auf 315 Millionen!

Viel wird an dieſen Veſchlüſſen nicht mehr geändert werden.
Wichtig iſt das von unſerer Seite ſcharf herausgehobene Zu
geſtändnis des Schatzſekretärs, daß billigere Arbeiter und
Schülerkarten im Straßfenhbahnverkehr ebenſo ſteuerfrei bleiben
wirden, wie im Staatsbahnverkehr. Jn den Gemeinden wird
alſo nun für die Ausgabe ſolcher Karten zu wirken ſein.
Wichtig iſt auch die Erklärung, daß die Durchführung der
Fahrkartenſtener erſt mit der geplanten Tariferhöhung, dieſe
aber nicht während des Hrieges erfolgen ſollte. De ändert
aber nichts an unſerem Geſamturteil über die Verkehrs

beſteuerung. Der Verkehr wird durch dieſe Laſt zum Scha-
den des Wirtſchaftslebens gehemmt, die Warenproduktion wird
weiter verteuert werden. Das iſt eine verderbliche Politik, die
die Sozialdemokratie um ſo weniger mitmachen kann, als
andere Onuellen zur Veſchaffüng der jetzt erforderlichen Teil-
deckung der großen Kriegslaſt zur Verfügung ſtehen.

Politiſche Ueberſicht.
Die Adlon-Konferenz.

Der Macher der gegen den Kanzler gerichteten Aktion, Graf
Hoensbroech, macht auf Wunſch mehrerer Teilnehmer in einer
Zuſchrift an die Preſſe folgende Feſtſtellungen:

Die „Eingaben“ an den Kaiſer, Reichstag, Hindenburg,
die mit der Einladung zur Beſprechung verſandt wurden, waren
„Entwürfe“ und als ſolche bezeichnet, d. h. alſo, es waren
Schriftſätze, die verbeſſert, von Grund aus verändert oder auch
ganz verworfen werden konnten. 2. Von irgend welcher Bin-
dung der Erſchienenen auf die Eingaben-Entwürfe war ſo
wenig die Rede, daß ich, als Vorſitzender, in der Einleitungs-
anſprache ausdrücklich erklärte, Grundloge der Beſprechung ſei
die völlige Freiheit und Ungebundenheit jedes Einzelnen;
Uebereinſtimmungen durch Mehrheiten, wie das in Parlamen-
ten und ſonſt üblich ſei, gäbe es hier nicht. 3. Das Recht, zu
vertraulichen Beſprechungen jiber vaterländiſche Dinge zuſam-
menzukommen, und das Recht, Eingaben an den Kaiſer, an den
Reichstag, an Hindenburg zu machen, iſt ſo ſelbftverſtändlich,
daß darüber kein Wort zu verlieren iſt 4. Keiner der Ein-
gaben-Entwürfe iſt gewählt und deshalb auch kleine der Ein-
gaben gemacht woerden.“
Die Deutſche Dageszeitung fügt dieſen höchſt originellen Feſt-
ſtellungen noch hinzu, daß der Graf mit ſeinem Standpunkt
völlig allein geſtanden habe.

Wahlrecht und Armenunterſtützung.
Wie der Berliner Lokalanzeiger hört, wird die Regierung

die Beſeitigung des volitiſchen Odinums, das mit der An
nahme von Familienunterſtützungen im Wege der Armenpflege
in Preußen noch immer verbunden iſt, daß nämlich der Unter-
ſtützte des politiſchen und kommunalen Wablrechts verloren
geht, im Rahmen des Wahlgeſetzes anſtreben, das gegenwärtig
in der Ausarbeitung begrifſfen iſt.
Damit weiß man nun endlich, daß ein Wahlrechts- Entwurf
in der Ausarbeitung begriffen iſt. Hoffentlich werden über
den Jnhalt dieſes Entwurfes bald nähere Angaben gemacht.

Die Kohlenſteuer.
Der Hauptausſchuß des Reichstages beriet am Mittwoch über

die Steuerbefreiung der Hausbrandkohle für die ärmere
Bevölkerung. Dazu hatte die Volkspartei beantragt: Die Ge
meinden und Gemeindeverbände ſind berechtigt und verpflichtet,
Einrichtungen zu treffen, die der minderbemittelten
Vevölkerung den Bezug von Kohle für Hausbrandzwecke zum
ortsüblich feſtgeſetzten Preis abzüglich der Kohlenſteuer ermög
lichen. Das Reich hat den Gemeinden und Gemeindeverbänden
in dieſen Fällen die ausbezahlte Kohlenſteuer im voraus zu
vergüten. Die näheren Anordnungen erläßt der Bundesrat.
Dazu hatten die Sozialdemokraten beantragt, daß ſtatt
der „minderbemittelten Bevölkerung“ die genauere Beſtimmung
geſetzt werde: Die ſteuerfreie Hausbrandkohle ſoll durch die
Gemeinden geliefert werden den Verbraucherfamilien, in Ge
meinden der Ortsklaſſe A bei einem ſteuerbaren Jahresein-
kommen bis zu 4000 Mk. der Ortsklaſſe B bei einem ſolchen
bis zu 3500 Mk. der Ortsklaſſe C bei einem Jahrescinkommen
bis zu 3000 Mk. den Ortsklaſſen D und E. bei einem ſolchen
bis zu 2500 Mk. Abg. Erzberger (Zentr.) eipfahl einen
anderen Weg, der zu demſelben Ziel führen wollte. Er be-
antragte: Die Kohlenſteuer ermäßigt ſich von 20 auf 15. v. H.
für Kohlen, welche die Werke auf Verlangen an Gemeinden
und Gemeindeverbände nach näheren Beſtimmungen des
Bundesrats zu erſten Verkaufspreiſen zu liefern verpflichtet
ſind. Der Antrag wurde angenommen, doch ſoll er bis zur
zweiten Leſung noch im Sinne des fortſchrittlichen Antrages
ergänzt werden.

Eine Bierdebatte.
Der Reichstagsanusſchuß für Ernährungsfragen beſprach am

Mittwoch Gerſte, Malz und Bier. Abg. Dr. Matzinger
'Zentr.) bringt die Malzſchiebungen in Bavern zur
Sprache. Ein abſchließendes Urteil laſſe ſich nicht fällen, weil
die Unterſuchung noch ſchwebt. Doch ſolche Schiebungen kämen
überall vor, nicht bloß in Bayern. Miniſterialdirektor von
Braun gibt Auskunft über die Verteilung der Gerſtenmenge.
Zuerſt ſoll der weitere Heeresbedarf an Bier gedeckt werden.
Nur wenn die gegenwärtige Umfrage bei den Brauereien mehr
als 56 000 Tonnen Beſtand ergibt, kann die Zivilbevölkerung
weiter beliefert werden.

Abg. Ebert Soz.): Es iſt bedauerlich, daß die Gerſten-
ſchiebungen überhauvt ſtattfinden konnten. Wie war es nur
möglich, daß Tauſende von Möbelwagen mit
Gerſte ohne Kontrolle verladen wurden? Das Miniſterium
iſt nicht eingeſchritten, trotz der ihm gewordenen Mitteilungen.
Hier trifft die baveriſchen Aufſichtsbehörden ein ſchwerer Vor-
wurf. Die Schiebungen ſind der Ausfluß niedriger Geſinnung;
in Norddeutſchland konnte man den Malz teurer verkaufen,
weil keine Höchſtpreiſe beſtanden. Unverſtändlich iſt auch, wie
das Generalkommando in München wegen einer Abfindungs-
fumme verhandeln konnte; ſolche Leute liefert man einſach dem
Stagatsanwalt aus. Die noch vorhandenen Beſtände an Gerſte
und Malz müſſen unbedingt zur Ernährung verwendet
werden. Ueber den Heeresbedarf hinaus darf kein Bier mehr
gebraut werden. Jn Berlin wird mit dem an ſich minderwer-
tigen Bier obendrein ein großer Wucher getrieben. Veim
Ausſchank erlangt man bis 80 Pf. für das Liter.

Abg. Wurm (Soz. Arb. Der Streit zwiſchen Malzkaffee
und Bier wird am beſten durch Einführung von Biermarken
geſchlichtet, wonach es jedem freigeſtellt iſt, ſich Bier
Malzkaffee oder Graupen dafür zu erwerben. Die Ab-
ſtinenten konnten bei ihrer Aufſtellung über den Malzverbrauch
nur die Zahlen benutzen. die ihnen bekannt waren, und danach
hatten ſie durchaus recht. Die Vreisprüfunasſtelle für Berlin
hat bereits vor Weihnachten Höchſtpreiſe für Bier feſtgeſetzt,
und zwar 57 Pf. vro Liter im Ausſchank. Die Benachteiligten
ſollten Anzeige erſtatten. V. Batocki: Bei dem Mangel an
Perſonal zur Kontrolle ſei die Einführung von Bierkarten un
möglich. Es ſeien ſchon große Mängel bei den Brotmarken zu-
tage getreten. Sind doch in einer verhältnismäßig kleinen
Stadt allein 9000 Doppelzentner Mebl infolge Schiebungen
verſchwunden. Damit war die Diskuſſion geſchloſſen.

Vereinfachung der Rechtspflege.
Dem Reichstag iſt ein Geſetzentwurf zugegangen, der eine

Vereinfachung der Rechtspflege herbeiführen ſoll. Der Ent-
wurf knüpft an die im Jahre 1910 vom Reichstag beratene
Reform der Rechtspflege an, die damals nicht mehr zum Ab-
ſchluß gelangt iſt. Jn der Begründung wird darauf hingewie-
ſen, daß zu prüfen iſt, ob nicht ohne Schädigung der Allgemein-
heit Kräfte, die durch die Rechtspflege in Anſpruch genommen
ſind, in noch weiterem Umfang als bisher für andere Aufgaben
freigemacht werden können. Bloße Verwaltungsmaßnahmen
führen nicht zum ZJiel. Weitere Kräfte können nur durch ge-
ſetzliche Maßnahmen organiſatoriſcher Art gewonnen werden,
die eine Verringerung des Aufwandes an Perſonen und Arbeit
ermöglichen, ohne der Gewähr für eine geordnete Rechtspflege
Abbruch zu tun. Die von dem Entwurf vorgeſchlagenen Maß-
nahmen beziehen ſich anf die Gerichtsverfafſung, auf das Ver

fahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und in Strafſachen.
Die Amtsgerichte ſollen bei Uebertretungen und Ver Sleichteſter Art ohne Schöffen entſcheiden. Erraſtammerſe

ſollen noch mehr als bisher von dem Staatsanwalt an die
Schöffengerichte gebracht werden können. Einige Schwurge-
richtsſachen ſollen der Strafkammer zur Aburteilung zufallen.
Die übrigen Beſtimmungen bringen in der Hauptſache eine
Herabſetzung der Zahl der Richter bei der Strafkammer als
Berufungsinſtanz, bei der Zivilkammer in erſter Jnſtanz und
bei den Senaten der Oberlandesgerichte, eine Verringerung der
Zahl der Geſchworenen, eine Milderung des Verfolgungs
zwanges der Staatsanwaltſchaft, eine Ausdehnung des Straf-
befehls und eine Einſchränkung der Privatklagen.

Die Schöffengerichte waren bisher zuſtändig außer für Ueber
tretungen auch für Vergehen, wenn keine ſchwerere Strafe als
ſechs Monate Gefängnis oder 1500 Mk. Geldſtrafe zu erwarten
war. Nach dem neuen Entwurf ſollen die Schöffengerichte zu
ſtändig ſein, wenn keine höhere Strafe als Gefängnis oder
Feſtungshaft von einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu 3000 Mk.
zu erwarten iſt. Den Schöffengerichten können fünftig auch
Verbrechen zur Aburteilung überwieſen werden, z. B. bei Dieb-
ſtahl, Betrug im Rückfall, wobei es ſich vielfach um nicht beſon-
ders ſchwere Verfehlungen handelt.

Den Strafkammern ſollen künftig von den Delikten, die dem
Schwurgericht zur Aburteilung vorbehalten waren, überwieſen
werden die Verbrechen der Urtundenfälſchung, des betrügeri-
ſchen Bankrotts, der Depotunterſchlagung, der Amtsverbrechen,
der Verbrechen des Meineides und der Sittlichkeitsdelikte. Jn
der Berufungsinſtanz ſollen die Strafkammern ſiatt mit fünf,
nur noch mit drei Richtern beſetzt werden. Die Zähl der Ge-
ſchworenen wird von zwölf auf ſieben herabgeſetzt; während
bisher zur Verurteilung mindeſtens acht von zwölf Slimmen
notwendig waren, ſollen dann mindeſtens fünf von den ſieben
Stimmen zur Bejahung der Schuldfrage nötig ſein.

Bisher mußte die Staatsanwaltſchaft in allen Straffällen,
die zu ihrer Kenntnis gelangten, ein Verfahren einleiten und
wenn die Verdachtsgründe ausreichend waren, Anklage erheben.
Der Entwurf gibt der Staatsanwaltſchaft die Befugnis, bei ge
wiſſen Straftaten unter beſtimmten Vorausſetzungen von der
Erhebung der Klage abzuſehen. Bei der Auswahl der Tat-
beſtände wurde davon ausgegangen, daß es der Staatsanwal!t-
ſchaft ermöglicht werden ſoll, geringfügige Verfehlungen des
täglichen Lebens unverfolgt zu laſſen, ſoweit ſie eine gerichtliche
Ahndung nicht erheiſchen. Solche Verfehlungen ſind Ueber-
tretungen, ferner Vergehen. die nur mit geringen Freiheits-
ſtrafen oder Geldſtrafen bedroht ſind, dann auch die Vergehen
des einfachen Diebſtahls, der Unterſchlagung und des Betrugs,
ſoweit es ſich dabei um einen Gegenſtand im Werte von böch-
ſtens 25 Mk. handelt. Jn alſen dieſen Fällen iſt es in das Be-
lieben der Staatsanwaltſchaft geſtellt, ob ſie Anklage erheben
will oder nicht.

Eine weſentliche Ausdehnung erfährt der Strafbefehl. Hin-
ſichtlich der Freiheitsſtrafen bleibt es bei dem beſtehenden
Höchſimaß von ſechs Wochen:; dagegen iſt die Grenze der Geld-
ſtrafe, die bisher 150 Mk. betrug, beſeitigt worden, ſo, daß künf-
tig Strafbefehlc auf eine Geldſtrafe in beliebiger Höhe lauten
können.

Weſentlich eingeſchränkt werden die Privatklageſachen, und
zwar ſoll das Verfahren in ſolchen Sachen nur eröffnet werden.
wenn der Fall vom Gericht ausdrücklich als Kriegsſache betont
wurde. Jn allen anderen Fällen ſoll das Verfahren ruhen bis
nach Beendigung des Krieges, und die Klage gilt als zurück
gerogen, wenn dann nicht innerhalb eines Monats die Weiter-
ſührung des Verfahrens beantragt wird.

Jm Zinvilrechtsverſahren ſoſſen bürgerliche Rechtsſtreitig-
keiten in erſter Jnſtanz durch Cinzelrichter an Stelle der Zivil-
kammern entſchieden werden, und zway kanmen als Einzel-
richter in erſter Linie Landgerichtsprä ſidenten und Land-

Frage. Unter Umſtänden konnen auch
Oheriandesgerichtsräte zu Hilfsrichtern bei dem Landoericht
beſtellt werden. Der Entwurf legt Wert darauf. daß als Einzel-
richter nur ältere erfghrene Richter Verwendung finden ſollen.
Zur gütlichen Beilegung von Rechteéſtreitigfeiten ſoll außerdem
das Sühngzverfahren eine erhebliche Ausdehnung erfahren. ins-
beſondere ſoll dieſes Verfahren vom Arbeitszwang befreit
bleiben.

Allerlei.
Ein ſchweres Grubennunglück ereignete ſich auf Zeche Han

nover bei Gelſenkirchen. Das Seil eines Nransportkorbes
riß, und der Korb ſtürzte in die Tiefe. Sechs Beragleute, die
ſich in dem Korbe befanden. erlitten Hebens gefährliche
Verletzungen und liegen im Krankenhauſe hoffnungslos dar
nieder.

Ein Gendarm erſchoſſen. Gendarmerie Oberwachtmeiſter
Müller aus Königshofen i. Gr. wurde in Aubſtadt, als er
eine Mühle kontrollieren wollte, er ſchoſſen. Der 20jährige
Sohn des Mühlenbeſitzers iſt als Täter verhaftet worden.

Ein Jahr drei Monate Gefängnis für einen Brotkarten-
ſchwindler. Ein Berliner Einwohner iſt wegen fortgeſetz-
ter Fälſchung polizeilicher Anmeldungen zum Zwede der
Erlangung von Brot und Lebensmittelkarten, mit denen er
dann Handel trieb, von der Strafkammer J des Königlichen
Landgerichts I Berlin durch rechtskräftiges Urteil mit einem
Jahre und drei Monaten Gefängnis beſtraft
worden.

V.erſammlungsberichte.
Der Verband der Zimmerer, Halle, hielt im Gewerkſchafts-

hauſe ſeine Mitgliederverſammlung ab. Nach Verleſung eines
Schriftſtückes vom Kriegsamt über die Hilfsdienſtpflicht und von
der Arbeitsnachweisſtelle Salzgrafenſtraße 2, wo ſich Arbeits
loſe zu melden haben, kam der Fall Kühne zur Sprache. Ss
wurde beſchloſſen, daß Kühne verſönlich geladen werden ſoll.
Weiter wurde über Teuerung und Lohnzulage verhandelt, wozu
ein Antrag eingegangen war: Jn Erwägung, daß die Preiſe
für Lebensmittel und Bekleidungsgegenſtände aller Art ſich
immer noch im Steigen befinden und mit den jetzt gezahlten
Löhnen in kraſſem Widerſpruche ſtehen, beauftragt die Ver-
ſammlung den Zahlſtellenvorſtand, unverzüglich mit dem Vor-
ſtand des Arbeitgeberverbandes wegen Lohnverhandlungen in
Verbindung zu treten und den Zentralvorſtand davon in Kenni
nis zu ſeten, damit er direkt mit dem Bundesvorſtand in Ver-
handlungen eintritt, um eine Lohnzulage zu erreichen. In der
Diskuſſion erklärten die Mitglieder, daß die Lohnzulage höchſt
nötig ſei. Es wurde noch folgender Zuſatzantrag geſtellt: Der
Zentralvorſtand ſoll mit dem Arbeitgeberverband gemeinſchaft-
lich an die Regierung herantreten, wegen einer Verbilligung
der Lebensmittel. Die Anträge werden einſtimmig angenom-
men. Dann wurde mitgeteilt, daß Karten gedruckt werden
ſollen, um auf den Arbeitsſtellen eine richtige Kontrolle durch
führen zu können. Zum Schluſſe gibt der Vorſitzende bekannt,
daß die nächſte Verſammlung am 15. April im Gewerkſchafts
hauſe, nachmittags 3 Uhr, ſtattfindet und hofft, daß wieder
cin guter Beſuch zu verzeichnen ſei.

gerichtsdirektoren in

Briefkaſten der Redaktion.
G. 37. Nach Jhren Angaben möchten wir annehmen, daß die

Entlaſſung am 12. Dezember erſolgte. Sie haben daher die
Familienunterſtützung bis zum 31. Dezember zu erhalten.

R. 5. Die Koſten der Jnterniernng bezahlt der Staat. Die
Weiterzahlung des Lohnes aber iſt eine freiwillige Leiſtung
des Arbeitgebers
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Walhalla Thoatoer.
Anfang O Uhr.

„Blatz heimder Meister des Kölner Humors.
„Elne

Nur nooh einige Jl ageskasee von 10 die 1 h und 4 bis s Ohr.
9X

Konzerthaus Oberpollinger
Eoke Gr. Urichatragse. gerxgasse I.
NeueKapoiie. ſäghc: Er. Künstler Konzert u

des beliebhten Domen- Alt- Leipzig. z
Trompeterkorps

Um regen Zusprueh bittet Frau Elsa Beth.

Amtliche Bekanntmachungen.
Oeffentliche Aufforderung an die Hilfsdienſtpflichtigen

zur Meldung zum Vaterländiſchen Hitlfsdienſt.
Auf Grund der hiermit in Bezug genommenen Bundesrats

Verordnung vom 1. März 1917, betr. Beſtimmungen zur Ausfüh-
rung des S 7 des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt, wird
folgendes beſtimmt:

I Alle nicht mehr landſturmpflichtigen, männlichen Dentſchen,
welche in der Zeit nach dem 30. Juni 1857 und vor dem 1. Januar
1870 geboren ſind und in Halle ihren Wohnort haben, werden auf
geſordert, ſich perſönlich oder ſchriftlich bei unterzeichneter Stelle
in ſolgender Weiſe zu melden:

Die Hilfsdienſtpflichtigen, die ſich perſönlich melden wollen,
haben ſich zur Abgabe der für die Ausfüllung der Meldekarten er
forderlichen Angaben im Städtiſchen Arbeitsamt, Salzgrafenſtr. 2,
einzufinden, und zwar:

1858, 1859 am 24. März 1917. Zeit &1 u. 8-6 Uhrdie Jahrgänge 1857

1860 und 1861 26. 8-1 u. 3-6n 1862 und 1868 J. Slu.8-61864 und 1865 B. Slu18 6 und 1867 29. Slu. G.16868 und 1869 80. S 1 u. 8-6
Die Hilfsdienſtpflichtigen, die ſich ſchriftlich melden wolen,

haben bis zum 30. März 1917 die Meldekarte, die ſie an den oben
genannten Tagen zu den angegebenen Stunden im Städtiſchen Ar
beitsamt, Salzarafenſtraße 2, in Empfang nehmen können, ordnungs-
mäßig auszufüllen und bis ſpäteſtens 30. März 1917 an das
Städtiſche Ardeitsamt, Salzgrafenſtraße 2, einzuſenden.

II. Von der Aufnahme in die Nachweiſungen der Hilfsdienſt
pflichtigen und von der Meldepflicht ſind ausgenommen die Per-
ſonen, welche mindeſtens ſeit dem J. März 1917 ſelbſtändig oder
unſelbſtändig im Hauptberufe tätig ſind:

I. im Reichs-, Staats-, Gemeinde oder Kirchendienſt,
in der öffentlichen Arbeiter und Angeſtellten-Verſicherung,
als Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker,in der Land und Forſtwirtchaft,
in der See oder Binnenfiſcherei,

in der See oder Binnenſchiffahrt,
im Eiſenbahnbetrieb einſchl. der Klein- und Straßenbahnen,
auf Werften,
in Berg- und Hüttenbetrieben,

10. in Pulver, Sprengſtoff-, Munition- und Waffenfabrikation.
Von dem Rechte, noch weitere kriegswichtige Betriebe zu bezeichnen
und die von ihnen beſchäftigten Perſonen von der Aufnahme in die
Nachweiſung der Hilfsdienſtpflichtigen und von der Meldepflicht zu
befreien, hat die Kriegsamtſtelle keinen Gebrauch gemacht.

b) Gibt ein hiernach von der Meldepflicht Befreiter ſeine
Tätigkeit auf oder wechſelt er ſeine Beſchäftigungsſtelle, ſo hat er
ſich ſpäteſtens am dritten darauffolgenden Werktage im ſtädtiſchen
Arbeitsamt, Salzgrafenſtraße 2, perſönlich zu melden und die für
die Ausfüllung der Meldekarte erforderlichen Angaben zu machen.
Die Meldung het am Wohnort, bei deſſen Wechſel am neuen Wohn
ort zu erfolgen. Sie kann auch ſchriftlich unter ordnungsmäßiger
Ausfüllung der vorgeſchriebenen Karte, die an der bereits oben
bezeichneten Stelle in Empfang genommen werden kann, ſpäteſtens
am dritten darauffolgenden Werktage erfolgen.

Außerdem hat der Arbeitgeber, wenn ein bisher von der
Meldepflicht Befreiter ſeine Tätigkeit bei ihm aufgibt, dies ſpäteſtens
am dritten darauffolgenden Werktage dem zuſtändigen Einberufungs-
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Ausſchuß mitzuteilen. Bei Beſchäftigungen im Reichs-, Staats-,
Gemeinde oder Kirchendienſte hat der unmittelbare Vorgeſetzte die
Mitteilung zu machen.

Gibt ein in die Nachweiſung der Hilfsdienſtpflichtigen
Aufgenommener ſeine bisherige Tätigkeit auf oder wechſelt er
ſeine Beſchäftigungsſtelle oder ſeine Wohnung ſo hat er' dies
ſpäteſtens am dritten darauffolgenden Werktag dem zuſtändigen
Einberufungs Ausſchuß mitzuteilen. Dabei iſt ſeine neue Tätig-
keit, Beſchäftigungsſtelle oder Wohnung anzugeben
III. Mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe

bis zu 600 Mark wird beſtraft, wer bei der Meldung wiſſentlich
unwahre Angaben macht.

Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird beſtraft,
wer a rbelchriebenen Meldungen oder Mitteilungen ſchuldhaft
unterläßt.

Halle, 21. März 1917. Der Magiſtrat.
Mitbürger! Helfet die Vorräte ſtrecken!

Wer entbehrliche Kleidungsſtücke, Wäſche, Uniformen und Schuh
waren hat, liefere ſie entgeltlich oder unentgeltiich an die

Alttleiderverwertungsſtelle der Stadtgemeinde Hal—e,
Leipzigerſtratze 17, Fernruf 5998,

ab. Dort werden dieſelben desinfiziert, für den Gebrauch hergeſtellt
und dann gegen Erſtattung des Erwerbspreiſes und der entſtan
denen Unkoſten ohne Gewinn an die minderbemittelte Bevölkerung
abgegeben.

Der Magiſtrat der Stadt Halle.
Städtiſcher Eierverkauf.

Städtiſcher Eierverkauf in der Talamtſchule: Freitag den
23. März 1917.

Zum Kauf berechtigen die Nummern der Lebensmittelſcheine
10001 18000, und zwar von 8 12 Uhr vormittags die Nummern
10001 14000, von 2-6 Uhr nachmittags die Nummern 14001 bis
18000. Für den Kopf des Haushaltes werden zwei Eier abgegeben
zum Preiſe von 34 Pfennig für das Stück.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.
Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man abgezähltes

Geld (vor allem Kupfergeld) bereithalten!
Umtauſch nur innerhalb drei Tagen.
Halle, den 22. März 1917. Der Magiſtrat.
Die Ehefrau Jda Raue geb. Trautmann in Halle iſt durch

rechtskräftiges Urteil der 1. Straffammer des Königlichen Land-
gerichts hier vom 20. Februar 1917 wegen Nahrunasmittelvergehens
und Kriegswuchers, Vergehen Ker7 das Geſetz vom 33. März 1916.
zu einer Geldſtrafe von 10 Mark oder 2 Tagen Gefängnis ver
urteilt worden.

Halke, den 17. März 1917. Die PolizeiVerwaltung.
Gegen die Handelsfrau Emilie Fiſter geb. Ebert aus Halle iſt

urch rechtskräftigen Strafbefehl des Königlichen Amtsgerichts in
e vom 16. Februar 1917 wegen Ueberſchreitung des Höchſipreis-

Vergehen gegen die Bekanntmachung des Bundesrats vom
it 1918 und 23. März 1916, eine Geldſtrafe von 30 Mark

oder 6 Tagen Gefängnis feſtgefetzt worden.

Zurkenklrwatlon

eignen sich desonders
oldene und aliderne
chmucksachen

Kinze, Armbänder, Ketten

Damen m Herren Uhren
in Silber, Tula u Gold

Gegründet 1859

Böhlert, Roßschlächterei,
lauchaerſtraße 75.

Freitag Nummer 2301 2700.
Sonnabend Nummer 2701 3200.

u Zunhißzer.
Freitag früh 8 Ahr von Nr. 301--900.

Sommerſproſſen FuBlinge, a.
a lgder n S änzlich ſchwarz und braun
efeitig. Auskunft koſtenlos Kaufhaus H. ElKan,gegen Rückmarke. 1706fraukrnabrandendurg- l dessig, BerloN. 65 Leiozigerſtraße 87.

4548

Apollo Theator.
Tagſch PunKt 8 Uhr:

Hartstein
Der

lustige Witwoer.
Vorhber 4544Das neue, elegante Programm

d222 d
Froitag, den 20. März 1917:

Letzter
Hartstein- Abend.

III
Fernsprecher 5738.

J. Mie Criben-

Katastrophe
Bergwerks oman in 4 Akten
von Heinz Carl Heiland.

e pe2h Hannl Welsse.
(Die Aufnahmen unter Tag eind
700 Meter unter der Erde in einer

e

leſpigenhage 0.

Fernsprecher 1224.

„Die Nihint-

Explosion
Spannendes Drama.

Vorführung: 520 780 940 Uhr.

ötadt- Thenter Hof

Direktion: Leopold Sachse.
Freitag den 23. März 1917:

Brüderlein fein,
Altwiener Singſpiel in 1 Aufzug

von Leo Fall.
Hierauf: 4432

Ballett-Pantomime von Haß-
reiter und F. Haul. Muſik von

oſef Bayer.
I Sonnabend den 24. März 1917:

armen

80 h
Kopf- Wäſche

mit Friſur.

grossen Eisenzeche gemacht.

Vorführung: 510 700 930 Uhr.

„Drel Käſe hoch“
Reizendes Lustspiel

In der Hauptrolle: Knoppohen.
W

Unsere Schutztruppe
im Kriege

Interessante Aufnahmen.

in beiden Theatorn:

Ein reizendes Filmspiel.

„kin delikater

Auftrag
Erstklassiges Lustspiel

In der Hauptrolle:

Herbert Paul nüller.
Vorführung: 4830 640 850 Uhr.

e e e e e m e e
e Die neuesten Kriegsberichte.
I „dDer feldgraue Pfennig“.

4559

J J J

Zöpfe
Frna 3000 Stück am von

3, 4, 5, 6, 8, 10, 12 bis 30 Mt.
Verſand nach Einſendung einer

arprobe.Ha 4551Zopf-Siebert
Halle, nur Leipzigerſtr. 33 u. 79 I.

Kern und Feinſeiſe
vorrätig.

7
P ten m. Sdlapperate

Kappendag Halle

Faſg eſchäft für
anitäre Arti el.
Gr. Ulrichſtr.

t

Jigarren,
n

Gegen die Handelsfrau Verta Nahrſtedt geb. Tretrepp aus
Halle, Kl. Sandberg 10, iſt durch rechiskräftigen Strafbefehl des
Königl. Amtsgerichts hier vom 25. Februar 1917 wegen Ueber
ſchreitung des Höchſtpreisgeſetzes, Vergehen gegen, die Bekannt-
machung des Bundesrats vom 20 Oktober 1916, eine Geldſtrafe
von 50 fünfzig Mark, oder 10 zehn Tagen Gefängnis
feſtgeſetzt worden.

Halle, 17. März 1917. Die Polizei Verwaltung.

h

(Gehwirführet. züene im u

Maurer, Arbeiter
und Arbeiterinnen

vuuſtelle Leunaverle bei Rerſehurg

Carl Lingeslehen, Vaugeſchüſt, I
Baubureau Leunawerke.

Halle, den 17. März 1017. Die Polizeiverwaltung.

Eine zuverläſſige Zigaretten. Tubale

zeltungs:rägerin in großer Auswahl
F. empfiehlt

für

eigdorf
Vellug Vollsblatt,

Hulle, Harz

v zum 1 April.

1Schlipsnadel
verloren gegangen. Abzugeben
*1708 Am Kirchtor 13.

Wohnungs Anzeigen
Frau m. 4fähr. K., M. i. F.

5. oder 1. 7. bisd Wohn 5. oder S

Meldungen ſind ſchriftlich an die
bezeichnete Adreſſe oder an den

Genoſſen Max Faust

2 e e n.in Eisdorf zu richten. än. Mt. erb.

Haurer, Zimmerer

und Arbeiter
Naàheres *1709sofort gesucht.

Baugeschäft W. Bede, Rellstr. 69.
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Der arme Buchbinder.
Roman von Hermann Horn.
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u her nd a Sie W en, daß es mit dem

dichten nicht ſo einfach nd z an Jhrem Berufe keinedwode n ſ e n der Luft und waren
wurzellog. Nur ſo konnte die achte mit dieſer Frau Sie
o gang haltlos finden und Sie zu dieſem Verbrechen führen,
das allerdings vor einem Ategen a aſenegent war. Von An

an hat Jhrer fſechwach Halt in Gott gefehlt,a W und r da n d den ehren el us
riſtus, der alle Schuld au nommenwieder eiwags werden. e gähigk

x
Sie diee v e e d n u t di

e 7 c neuen td chesdenken. an

Unterhaltun
e

h

des Hallischen Volksblaffes.

nen wie vielleicht auch anderen Menſchen Freude bereiten

u c m Buchbinder etwas ein, was er bisher noch gar
er Arzt, die er, „hat mir geraten, mich nach einem

anderen Beruf umzuſehen, vielleicht als Erdarbeiter oder als
Kartnergehilfe. Wein eines Auge macht die Arbeit in der
Buchbinderei nicht mehr. Dazu muß man ſcharf ſehen.“

icht?“ fragte der Pfarrer eiwas betreten un, auf jederateit ruht der Segen Gottes, wenn ſie in ſeinem Sinne getay

„Wenn Sie glauben,“ ſagte der Sträfling, „daß Gott mir
dieſen Weg zeigen hätte wollen, warum hat er's dann zuge
geben. daß ich das Wo verloren habe? Der, der mir's ausge
worfſen hat, hat keines verloren. Und er hat mir erzählt, er
dätte einen Mord began r iſt jetzt durchgebrannt, ſich das

r holen, das er öh t In vergraben hat, undjetzt iſt er wohl ſchon nach d i a durch
Wer an der r rse abgelentt, „war das denn der

Sträfling da bei Jhnen Er dat ſich doch gut geführt und
ſeine Tat S bereutDa erzählte der Vuheinder höhniſch von deſſen Reden und

wie er alles nur aus Schlauheit getan hätte.
„Non,“ erwiderte der Pfarrer „ſein Stündlein wird komwenn es ſo iſt, wie das re kommen wird, Stettner.

Wenn es nur dann nicht 8 ſpär ſein wird bei Jhnen.“
meine doch. in der Vibol ſtehe, es ſei nie zu ſpät.“

(Fortſehung folgt.

Brot
Aus den Vartagen der rufſiſchen Revolution 1917.

Nach dem Rufſiſchen von W. P. Larſen.
Durch die e J mutzige Gaſſe ſchlängelte ſich eine ſchier

unüberfſehbare enkette z te80 Grad und der nee e aber trotzdem mach hie
per a den toßenden, nun en Eindrugu 3 anderen 8zeiten, ja es war, als ſei aller Un
re e n ihr D. n teinen herumtrieb, in der gen
Kälte V groß aſſen zuſammengefroren, P die Luft m
W Ggtant nur um ſo e verpeſten zu können.

Die Gaſſe war die zur w von Peſchi, dem J rvon Petersburg, und Hunderte von van di die in ihraufgeſtellt gzt en. o nun ſeit bere 5 zähne
m Februarfroſt, um von der Verteilungsſtelle ihren

knappbemeſſenen Anteil an Brot zu bekommen.
w Kpa ihnen in dieſem Winter in der Tat unerträglich

ie lan a keg es ſchon her ſein, daß e das levteal ne vern an Biſſen gegeſſen hatten? Ein Ja r
oder gar länger vielleicht. Und früher hatten ſieihr Geld wenigſtens doch noch irgend etwas bekommen, r
jeyt mochten ſie Geld haben oder nicht, ſie bekamen doch i

es wurde von einem Tage zum andern ſchlimmer.ſollte das noch werden? Und wo waren all das Brot und du

und die andern Sachen dingekommen?
entworten können! Für den Krieg brauchen ſie's,“ ſagten die
einen. „Geſtohlen ha ſie's!“ ſehrien die andern. Aber es

wohl doch mit dem Kriege de ngen, denn erſt
eit der ausgehrochen war, war dieſe Not r das Volk ge

Bechmal war einer unter der Schar der Wartenden, derdie t zu leſen verſtand und erzählte, nun habe Rußland
r Siege über die Feinde davongetragen, und nun zeige
es ſich. daß nene gegen den Zaren und Sag Soldaten beren könne. Ganz Europa werde bald Rußland zu Füßen
liegen, und dann werde man alles Geld nehmen. das die Feinde
Pherbaupt baben, und werde es unter das Volk verteilen, und
bei jedem würden die Silberrubel in den Taſchen klimpern,

alle da vget auf S ein Ende haben. Das mächtigſte

u J len ſein. reen gber hungerte man ne wurde e W 8 U uße morgens W ſeit 8 Uhr re
Wartenden herein auf ihren r denne rmann mörh vornegan ſein, um nicht mit leeren

e abziehenta war a An der Erſten gekommen; ſie ſtand un

an den Stufen, die zur Verteil le hinanW und ger Gedanke wärmte ſie gleichſam in der

n e d rdekchen Brot im uſe! Diegnae h den Tag ü re gehungert hatten, ge gks ſie

e nach dem andern in S r und nur Sſone lange nieht einſchlafen können e e
er. Da hatten es die e andern e ſer, die

alle in ein Bett gekrochen waren, m de thal S ja, ſie ha eigentlich nichta n. m d W y7
enon ater zu ſfen e, gls erwerden und weit rigen De Und ſeitdem hatte

m a er r en in auf das andere und ſtampfte
von eine
um die Füße zu erwärmen. Welch eine qualv Fpe war a War wie wenn die ewaey der

27 d im Mu angefroren ſeien; keine

n e reru u rnntnis r der z Alle, die da neben und e ine
d deine Feindinnen, gegen die du aus allenu r 33 ein jedes Brot, das eine von

t. immtWenn e r 4 o unendlich müde geweſen waren fo r

ſie i n t

es Verm ſich zuc hlte ihre 1 nicht mehr und vie nur

t Wenn jetzt e Weg r rerſprin e ein E n derdes die Straße rabſann Aber ſie doch. daß
n ſie merkte, wie es e ndeln begannr e e Vgrg mit unerträglichem merg in ihre

Haut rangen“ in, ſie konnte prt mehr länger! Und ſie
ſtieß einen Knatiſchrei aus und ſank in den Schnee.

andern regten die Hälfe, um zu ſehen, was da vorne los
ſei, er ſeine machte Miene, auch nur einen Finger zu rühren:

eine Feindin weniger alſo! Und nun ſollte ja die Brot
ver auch bald beginnen!

Zwei Gendarmen fanden ſich ein, um nach der Ord zu
S Den die am Voden Liegende auf und ſetzten ſie auf diea z im Körper e voriber, und ſie hatte

rina gerrgd J ben und
und ne

verloren;
das eine

o würdeſt

gwete hatte a

e h e Teren. r fa eS. ar und die neheiß al im ommer ſcheint F
dann

gs-Beilage

Ja, wer darau hätte
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warme, r 53 Wolke gefahren und fuhr ſie aus der ſchmutzigen,
engen Gaſſe heim zu den Kindern, die eine gang arme Stube
halten und in ſKreepeißen Betten ſchliefen nd am Tiſche
ſtand jemand, der ihr den Rücken zuwandte und ſich am
ſummenden Samowar zu ſchaffen machte. Sie ſtieß einen
Jubelruf aus: Petja, ihr Mann, war aus dem Kriege heim

kehrt! Ah, und wie die ganze Stube nach Tee und friſchem
duftete. Diprig da auf dem Tiſche lag ja ein ganzer

7 e nd Petja lacht ſie glücklich an, dreht
n um, und heraus fällt, klirrend und klimpernd,t als Gold, alles Gold, das er den Feinden abgenommen

et Rein, ſo glücklich war Liſaweta zeitlebens noch nie ge
eſen.
Die Tür der Verteilun r. wurde von innen geöffnet, und

Liſaweta fiel mit dem Oberkörper in das Lokal hinein. Sie
war tot, und über ihre reiche hinweg drängten die andern
ſchreiend und kreiſchend vor.„Brot! Brot! Brot!“ ſchien ein einziger wilder, alles über
tönender Schrei durch die enge, ſchmutzige Gaſſe, durch dieStadt, ja über das weite, zermarterte Ruß nd hin zu klingen.

Kleines Feuilleton.
Joſeph und die Schule.

Eine Wiener Kindergeſchichte in Entſchuldt-
gungsbriefen.

Mitgeteilt von einem Lehrer.
311. 1916.

Geerter Herr Lehrer.
Jch bitte um Entſchuldigung für den Joſpeh, der Herr

Doktor iſterſt um 251 Uhr zu mir gekommen, danmußte der Joſeph erſt in die Apoteke gehn und dort mußte er
ſolange warten. Geerter Herr Lehrer ich bitte vielmals um
eine Bade Karte fürn Joſeph. Ich kann ſie jetzt ſelbſt nichtbaden und ſie waſchen ſich niemals ſo feſt wie ich Sie immer

ewaſchen habe ſo ſind ſie immer ſo ſchmutzig, daß ich mich

chämen muß. Achtungsvoll Marie B.
13.11. 1916.

Geerter Herr Lehrer.
Jeh bitte um Entſchuldigung für den Joſeph daß er zu ſpätkommt, da er ſich hat wieder müſſen anſteln wegen Fett. Frei

tag hat er ſchon um 3 Uhr in der Nacht angeſtelt und iſt um
e v gekommen mit 12 Deka Filz dan war er ſo er

ihm nicht konnte mehr in die Schule ſchiken undr ich wieder beide Buben um 5 Uhr früh angeſteltund ſ m 10 Uhr gekomen und haben erſt wieder gar nichts

bekomen. Das iſt ſchon zum verzweifeln. Fettkarten hat man
und kein Fett iſt nirgends zu bekomen.

Achtungsvoll Marie B.
2311. 1916.

Geerter Herr Lehrer.
Jch bitte um R r fürn Joſeph, weil er ſpäterkomt, er mu re um 892 Uhr zum Herrn Doktor komen und für

mich Verband hoken. Hoch Achtungsvoll Marie B.
7

38311. 1916.
Geerter Herr Lehrer.

e bitte um Entſchuldigung fürn Joſeph daß er Freitag diees. nicht de en konnte, weil er RNarke Diarä hatte. höchſt

wahrſcheinlich hatte r ſich veorkühlt. der Herr Doktor ſagte er
ſoll 2 bis 3 Tage im Bett liegen es wird Jhm alleweil ſo ſchlecht,
und ſchwindelig wird er öfter und heute iſt er ſo ſpät aus der
Volks Küche gekommen mit dem Eſſen, weil ſo viel Menſchen
angeſtelt waren. Achtungsvoll Marie B.

7

212. 1916
Geerter Herr Lehrer.

Jeh r um Sutisnigung fürn r daß er geſtern die
ule nicht befuchen konte, weil er von 3 Khr nachts bis 3410

Uhr Vormittag angeſtelt war bei der Großſchlächterei, und dan
r er um M Zent Kobl anſtelen weil keine Kohle zu bekomen
iſt nirgends wir haben nicht ein Stück Koble zuhanſe.

Achtun M. B
42. 1016.

Geerter Herr Lehrer.
Fch r um plin na r ger daß er zu ſpät in

die Schul t C t n Nacht warwegen u um r, erſt nachhauſe en.Achtungsvoll Maxie B
7

Geerter Herr Lehrer. m
Jch bitte W S eridigung hen Jofeph daß er ter disn konte, e a mußte anſtellen weg
ett aben W s Tage keineke un r ne

a rterhrer ni len mit e d Viſ iie armen Kinder angewieſen P e mir zuhaufe
nur auf

eſtelt ſeit 10 Uhrbringen. und jetzt war er auch un Kohle ang
und ſedt um 343 Uhr erſt zubanſe Pomen mit einen 6 Zentn
Kohle und mehr bekomen ſie nirgen

Hochachtungsvoll Marie B
J

t a. 1016
Geerter Herr Lehrer.

9 t Jhnen vielmaks geerter Herr Lehror ſind ſo freund
l icken ſie mir den Fofeph um 3811 Khr nachhanuſe erwuh u Uhr in St. Anno Kinderſpital fein das Rezept für
die Medizin zum unterſchreiben hintragen für die Paula.

Achtungsvollll Marie B.
7

r der Redaktion der Wiener Ax-hen re Veiele der dieſe Brieffolge entnommen iſt: Wir
die Briefe dieſer Mutter. Wir haben ſie ſo wiedergee äh ſie niedergeſchrieben ſind.

Marktordnungen im Mittelkakter.

ine l e beſtand im Mittelgkter innburg. Wie heute die allgemeine erregen ttene die ausgedehnten Faſtengebote der irrt darf
und die Nochfrage der i nach g. ſchen bedeut

ſteigert. Um im Jntereſſe der Verbraucher dieiſchhändlker zu zwingen, ihre Ware raſch und t
ben, erließen die Behörden eine Berordnung, derzufod dler und Händlerinnen ſich nicht ſetzen dur R

olange ſie noch etwas zu ver Wuſen P 8 ehnlicheiardnungen beſtanden auch in Wien und Vene et
nd ſt u pud unbedeckten

da t hen mußten.an draucht, meint

e Zeit zu T gen n ea v n en



Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. März 1917.

Landwirtſchaftliche Eigenbetriebe der Städte.
Stadtrat Kinne hat leider am Montag bei der Beratung

über unſeren ſtädtiſchen Grundbeſitz die völlige Einfluß-
loſigkeit der Stadt Halle auf die Ausnutzung ihrer großen
Ländereien erklären müſſen. Im ſchroffen Gegenſatz dazu
ſehen wir, daß in jüngſter Zeit eine Anzahl deutſcher Groß
ſtadte mit eigenem land wirtſchaftlichen Betrieb begonnen hat,
beſonders durch die harten Kriegslehren dazu getrieben. Sie
ko ufen ſich extra große Güter, oft in großer Entfernung ge-
legen, ſetzen dann Leiter ein, um den Skädten ſo wenigſtens
einen Teil von Lebensmitteln zu ſichern. Soll man aus dieſem
tereſſanten Vorgang auf eine Wandlung in wirtſchaftlichen
Dingen ſchließen Werden noch mehr Städte landeigne Land-
wirtſchaftsvetriebe kaufen und ſelbſt betreiben? Werden die
Städte die das jetzt ſchon tun, die Betriebe in Zukunft ver-

ren und ſo zu eigenen großen Landwirtſchaftsbertrieben
men, oder wird dies nur als vorübergehende Erſcheinung,

iſermaßen als Kriegslvirkung anzuſehen ſein? Man wird
dieſem Vorgung große Aufmerkſamkeit ſchenken müſſen.

Daß die Stadt mit eigenen Landwirtſchaftsbetrieben viel tun
könnte, auch in Friedenszeiten ſchon viel Nahrungsmittel hätte
ſchaffen können, iſt oft genug nachgewieſen worden. Den
Stadten tämen die Errungenſchaften und Hilfsmittel der

Wiſſenſchaft und der Induſtrie in einer ganz anderen Weiſe zu
üutzen und zu Hilfe als dem einzelnen Landwirt. Alles

Predigen und Mahnen in dieſer Richtung war umſonſt.
Jeßt, wo die Zeit den Lehrmeiſter macht, geht man, wenn viel-
fach auch zögernd. daran. Aber ſelbit wenn die Stadtverwal
tungen Luſt haben, eigene Landwirtſchaft zu betreiben, ſo
haben ſie vielfach noch Widerſtände in den Gemeindeverwal-
ingen zu überwinden. Einmal kommt die grindſätzliche
Gegnerſchaft gegen jeden eigenen Betrieb in Frage. die in
ſed Stadt oder Staatsbetrieb ein Stück Sozialis
nud ſiecht, dann kommt die Gegnerſchaft aus Jntereſiengründen

äntweder, daß die Vertreter ſelbſt oder Angehörige und
te durch derartige Stadtbetriebe geſchädigt

Was da oft für Gründe herhalten müſſen, in
mwmeoerden

n die
Gegnerſchaft zu hemänteln denn die wahren Gründe gibt

h 97 d r 1 m J mirman doch nicht an das iſt wahrhaft erſtaunlich. Natürlich
werden auch Grunde angeführt, die nicht ohne weiteres von der
Hand zu weiſen ſind, ſo der, daß die Stadtverwaltungen nicht
immer die geeigneten Leitungen für Landwirtſchafts- oder Jn-
duſtriebetriebe ſind, wobei man meiſt auf die wenig erfolg-
reichen Ergebniſſe vorhandener ſtädtiſcher Betriebe hinweiſt.
Statt nun aber den Urſachen nachzufpuren, die zu den geringen
Ergehniſffen führen, und dieſe Urſachen zu beſeitigen, ſo daß
gute r lge erreicht werden, begnügt man ſich einfach mit
ihrer Feſtſtellung und wettert gegen den Kommunal-
„fogialismus“.
Aber auch ohne eigene Betriebe hätten die Städte ſchon in
zxricdenszeiten viel mehr für die Ernährung der Bevölkerung
tun können, indem ſie mit Landwirten und Pächtern Liefe-
tkungsvwerträge abgeſchloſſen hätten. Beſonders ſolche
Siaädte, wie Halle, die ſchon eigenen Grundbeſitz hatten,
hätten ihre Pächter zur Lieferung verpflichten müſſen. Die
Unterlaſſungsfünden auf dieſem Gebiete müſſen hier immer
wieder als ſchweres Verhängnis feſtgeſtellt werden. Und die
Forderung auf Eigenbewirtſchaftung darf hier deshalb nie
wieder zur Ruhe kommen. Jnsbeſondere nicht nach der ſo be-
trübenden Erklärung des Stadtrats Kinne.

Unſere Nachbarſtadt Leipzig war in glücklicherer Lage;
ſie hat quch ſeit langer, langer Zeit umfangreichen Großgrund-
beſitz. Jn der Kriegszeit hat ſie ſich, der Not gehorchend, auf
den Weg zu eigenem Landwirtſchaftsbetriebe gemacht. Zunächſt
ſollen drei ſtädtiſche Güter von der Stadt bewirtſchaftet wer-
den. Außerdem hat der Rat auch viel Land an „kleine“ Leute
zur eigenen Bewirtſchaftung abgegeben. Für dieſes Jahr hat
er auch das Thonberger Gut zum Gemüſebau vorgeſehen. Die
Erzeugniſſe ſollen dem Johannishoſpital und dem Kranken-
hauſe St. Fakob zugute kommen. Die Aufſicht über die Be-
wirtſchaftung ſoll der ſtädtiſchen Güterverwaltung übertragen
werden. Jn der nächſten Stadtverordnetenſitzung wird man
ſich wiederum lebhaft über Landwirtſchaftsbetriebe in ſtädti-
ſcher Verwaltung beſchäftigen, da es ſich um die neue Ueber-
nohme eines weiteren Gutes in ſtädtiſche Verwaltung handelt.

Wann endlich wird man auch in Halle ſolche Fortſchritte auf-
weiſen können

m

Sind Heimarbeiter gewerbeſteuerpflichtig?
In verſchiedenen Gemeinden werden Heimarbeiter, die nur

gegen Lohn für einen Unternehmer arbeiten, zur Zahlung von
Wewerbeſteuern veranlagt. Das iſt nicht nur eine finanzielle
Benachteiligung der davon Betroffenen, ſondern dieſe Steuer-
rerpflichtung iſt auch geeignet, die Rechtsſtellung der Heim-
arbeiter zu verſchlechtern. Zur Gewerbeſteuer ſollen nur ſelb-
ſtändige Gewerbetreibende herangezogen werden, alſo nur
ſolche, die ein geſchäftliches Riſtko tragen. Werden nun Heim-
arbeiter durch Veranlagung zur Gewerbeſteuer zu Ge-
wer betreibenden „emporgehoben“, ſo fallen die
Heimarbeiter nicht mehr unter den Titel VII der Gewerbe-
ordnung (Dienſtvertrag), ſondern unter den Titel VI (Werk-
vertrag). Das wäre inſofern eine Verſchlechterung, als der
Lohn einer Pfändungsgrenze nicht unterworfen iſt, und daß
Lohnſtreitigkeiten nicht vom Gewerbegericht, ſondern vor ordent-
lichen Gerichten ausgetragen werden müſſen. Auch die Kranken-
verſicherungspflicht iſt in den meiſten Orten für Heimarbeiter,
aber nicht für Hausgewerbetreibende geregelt.
Um dieſen Verſchlechterungenentgegenzuwirken,
hat die Leitung des Sattler- und Portefeuiller- Verbandes den
heim arbeitenden Mitgliedern nahegelegt, gegen die Ver-
anlagung zur Gewerbeſteuer Einſpruch zu erheben, ev. unter
Gewährung von Rechtsſchutz den Klageweg zu beſchreiten. Be
keits vor drei Jahren hat das Landgericht Darmſtadt die An
ſprüche des Steuerfiskus abgewieſen und ſomit die Angelegen-
heit zugunſten der im Großherzogtum Heſſen anſäſſigen Heim-
arbeiter erledigt. Auf Grund dieſes Urteils wurden in Adlers-
hof bei Berlin nach erhobenem Einſpruch Gewerbeſteuerveran-
lagungen zurückgezogen. Jedoch dem Magiſtrat von Neukölln
hat dies Urteil nicht genügt. Der heimarbeitende Portefeuiller
ſah ſich genötigt, Klage beim Bezirksausſchuß Potsdam an-
zuſtrengen, weil er nur den Lohn für geleiſtete Arbeit erhielt,
der auch mit den Werkſtattarbeitern tariflich vereinbart iſt.
Nach vielen gegenſeitigen Erklärungen und gutachtlichen Aeuße-
rungen kam die Angelegenheit zur Verhandlung vor dem Be
zirksausſchuß zu Potsdam, der den Heimarbeiter von
der Gewerbeſteuer freiſtellte und die Koſten des
Streitverfahrens dem beklagten Magiſtrat zu Neukölln auf-
erlegte, und zwar mit fſolgender Vegründung:

„Wenn auch der Kläger keine beſtimmten Arbeitsſtunden
inne zuhalten hat, er auch die Arbeiten nicht notwendig ſelbſt zu
verrichten braucht, er keiner Diſziplin des Arbeitgebers unter-
liegt und für ihn kein Recht und keine Pflicht zur weiteren Be-
ſchäftigung oder für die Einhaltung einer Kündigungsfriſt be-
fteht, ſo kann er dennoch nicht als ein Hausgewerbetreibender

ngeſehen werden, ſondern er muß als Heimarbeiter gelten.
Denn er hat tatſächlich die Arbeit ſelbſt verrichtet,
er erhält von der Firma die ſämtlichen Zutaten,
er erhält denſelben Stücklohn wie die Werkſtattarbeiter und
arbeiter nur für dieſe Firma. Er iſt daher nach ſeinen an ſich
unbeſtrittenen Angaben nicht anders geſtellt wie jeder Fabrit-
arbeiter, nur daß er keine beſtimmten Arbeitsſtunden ein-
zuhalten braucht. Da ſonach der Kläger lediglich Heimarbeiter
iſt, ſo fehlt ihm die Eigenſchaft eines Unternehmers, denn er
trägt nicht die Gefahr des Umſatzes der von ihm hergeſtellten
Gegenſtände. ſondern er liefert dieſe Gegenſtände gegen Stück-
lohn, der im voraus vereinbart iſt, an die zrirma ab. Nur der
i die auf eigene Rechnung und unter eigener Verant-

ortung (auf eigene Gefahr) arbeitet, iſt als Gewerbetreiben-
der im ſteuerlichen Sinne anzuſehen. Jſt der Hläger fonach

ſ nicht Gewerbetreibender, ſo kann er auch nicht zur Steuer
herangezogen werden.

Neue Bekanntmachungen.
Die Anmeldung Hilfsdienſtpflichtiger hat nach einer im An

zeigenteil heute erſcheinenden Verordnung in den Tagen vom
21. bis 30. März im ſtädtiſchen Arbeitsamte, Salzgrafenſtr. 2,
zu erfolgen.

Der Eierverkauf wird am morgigen Freitag in der Talamt-
ſchule auf die Nummern 19001 bis 18 000 der Lebensmittel-
ſcheine fortgeſetzt.

Die Jugendweihe findet am Sonntag, den 25. März, vor
mittags [1 Uhr, im Volkspark ſtatt. Da die
pünktlich beginnt, iſt es empfehlenswert, ſchon um 11 Uhr dort
zu ſein, damit durch ſpäteres Kommen keine Störung entſteht.
Die Veranſtaltung bietet als Einleitung einen Prolog, verfaßt
von einem Genoſſen im Schützengraben. Für die Weiherede
iſt der Genoſſe Eduard Bernſtein-Berlin gewonnen worden. Der
Arbeiter-Sängerchor hat ebenfalls, wie alljährlich, ſeine Mit-
wirkung zugefagt. ſo daß die Feier einen würdigen wefhevollen
Verlauf verſpricht. Anmeldungen der Schulentlaſſenen werden
noch an folgenden Stellen entgegengenommen: Jm Arbeiter
ſekretariat, Harz 42. Zimmer 5-, in der Zeit von 11 bis 1 Uhr
mittags und 5 bis S Uhr abends; Sonnabend nachmittag iſt je
doch geſchloſſen. Bei Herrn Franke, Guſtav-Hertzberg-Straße 7,
und Fran Schmidt, Wilhelmſtraße 7. Die behördliche Geneh-
migung für dieſe Veranſtaltung liegt bereits vor Die Freunde
der Freidenker- und Jugendbewegung werden gebeten, durch
zahlreichen Beſuch die Feier zu unterſtützen. Es iſt bereits eine
große Zahl Jugendlicher, auch aus Nachbarorten, angemeldet.

Sparſamkeit mit Gemüſeſamen iſt in dieſem Jahre Pflicht
für jedermann. Alle Gemüſeſamen, die unmittelbar ins freie
Land geſät werden, ſäe man recht gleichmäßig und dünn aus.
Faſt allenthalben wird viel zu dicht geſät. Man beachte, wieviel
Raum das vollentwickelte Gemüſe brauche bei dichterem Stand
müſſen dann nur Pflanzen ausgezogen werden, oder die Ernte
ergibt kleines, unentwickeltes Gemuſe. Beſonders den feinen
Samen der Karotten und Möhren ſtreue man recht dünn aus,
das gelingt am beſten, wenn man ihn mit feinem, trockenem
Sand oder Sägemebl vermiſcht. Ebenſo ſparſam ſei man mit
Zwiebelſamen und Stedkzwiebeln. Es iſt wenig bekannt, daß
wiebein im März ins Miſtbeet geiät und im Mai ins Land
gepflanzt, guten Ertrag geben: damit ſolle man ſich helfen. Auch
der Samen von Erbſen und Byohnen muß ſehr eingeteilt werden.
Man vergeſſe nicht, daß die Erbſfe nicht froſtempfindlich iſt und
ſchon vom März an ausgeſät werden kann, und zwar möglichſt
in Zwiſchenräumen, damit man zu verſchiedener Zeit ernten
kann. Dagegen ſind die Vohnen empfindlich gegen Froſt und
deshalb darf die Ausſaat nicht vor Mitte Mai und nur bei
trockenem Wetter erfolgen, damit ja kein Samen verdirbt. Es
wird dabei mit weſentlich weniger Spgut auszukommen ſein,
wenn man in die Stufen anſtatt 4 K. nur 23 Bohnen legt.

Preistreibereien für norwegiſche Sardinen in Oel, Tomaten
und Brühe. Die Zentral-Einkaufsgefellſchaft m. b. H., Ab-
teilung: Zuberceitete Fiſche, teilt unterm 12. März 1917 mit,
daß im freien Handel Sardinen zu un verhältnismäßig hohen
Vreiſen (die Doſe zu 22 Millimeter oder 33 Millimeter im
Kleinhandel zu 2,40 Mk. und ſogar zu 3,20 Mk.) verkauft wür-
den. Genannte Stelle führte aus Norwegen große Poſten
dieſer Sardinen ein und ſetzt ſie zu Preiſen ab, daß ſie der
Kleinhandel mit 1,05 bis 1,25 Mk. an den Verbraucher
abgeben kann. Die Zentral-Einkaufsgeſellſchaft für zu
bereitete Fiſche hat unter einem Verteilungsſchlüſſel die von
ihr erworbenen Sardinen dem Kleinhandel zugeführt. Die
Doſen tragen zum Unterſchied von ſolchen, die ſich im freien
Handel befinden, folgende Merkmale: Kleinverkaufspreis
1,22 Mk. oder 1,10 Mk. oder 1,04 Mk. und ähnlich ſichtbar an-
gebrachte Preisauszeichnungen, deren Entfernung ſtrafbar und
wobl auch, leicht erkennbar iſt. Da, wie eingangs erwähnt, auch
der freie Handel große Poſten dieſer Sardinen erworben hat,
dafür aber Vreiſe von 1,60 Mk. und mehr zahlte, ſteht zu be-
fürchten, daß der Kleinhandel auch die Sardinen der Zentral-
Einkanfs geſellſchaft zum gleichen Preiſe verkauft wie die-
jenigen, die er vom freien Grofßßhandel bezogen hat. Die ört-
lichen Preisprüfungsſtellen ſollen ihr Augenmerk ganz be-
ſonders auf dieſe Angelegenheit richten. Um die Verbraucher
an dieſer Kontrolle tätig Anteil nehmen zu laffen, ſoll einige
Male in entſprechenden Zeitabſchnitten in den Tageszeitungen
auf die Beachtung der Preiſe beſonders hingewieſen werden.

Eine nene Vertenernng der Lebenshaltung des Arbeiters
bringt die BVeſteuerung der Straßenbahnen, troßdem die Ar-
beiterkarte ausdrücklich als ſteuerfrei bezeichnet iſt Vor dieſer
Jrreführung muß gewarnt werden. Die Arbeiterfahrſcheine
der Straßenbahnen viele Geſellſchaften kennen dieſe Er-
mäßigung überhanuvt nicht ſind zumeiſt auf zwei Fahrten
täglich beſchränkt, vielfach auch noch auf beſtimmte Stunden.
Alle anderen Fahrten des Arbeiters fallen aber unter die
Steuer, auch die ſeiner Frau beim Eſſenbringen, Einkänfen und
die Fahrten der Kinder ſteuerfreie Schitlerkarten ſind Mongats-
tarten). Daraus ergibt fich die Norwendigkeit, allen Binnen-
verkehr in zuſammenhängenden Jnduſtriegebieten ſteuerfrei zu
belaſſen.

Die Entlaſſungs feier der gewerblichen Fortbilvungsſchule
für die abgehenden Schüler findet Sonntag, den 25. März, vor
mittags 114 Uhr im Thaliagaſaale ſtatt. Bei dieſer Ge-
legenheit werden auch die Entlaſſungszeugniſſe ausgeteilt.
Sämtliche in Frage kommenden Schiler, auch die kriegs-
be trlaubten, haben gemäß 8 4 des Ortsſtatuts zu erſcheinen.

Stadttheater. Heute, am Donnerstag, rommt Der Trom-

fein und das Ballett Die Pupvenfec angeſetzt. Sonnabend
findet die letzte diesjährige Aufführung der Oper Carmen
ſtatt. Am Sonntag geht abends 714. Uhr Ariadne auf Naxos
von Richard Strauß zum letzten Male in Szene. Nachmittags
wird zum erſten Male das erfolgreiche Luſtſpiel Die verlorene
Tochter wiederholt

Lebensmitteldiebſtahl. Jn der vergangenen Nacht wurde
in ein in der Trothaer Straße befindliches Grundſtück ein-
gebrochen. Ein großer Teil der aus der Speiſekammer ge
ſtohlenen Waren wurde durch einen Polizeibeamten früh auf
feinem Patrouillengange in einem Winkel der Schleuſenſtraße
verſteckt aufgefunden. Ermittlungen nach dem Täter ſind im
Gange.

Ein ſchmierig ſchwieriger Fall. Am 10. d. P. will ein
hieſiger Viehtreiber in einer Schankwirtſchaft in Büſchdorf von
einem ihm unbekannten, etwa 26 Jahre alten Manne ein Faß
mit etwa 1 Zentner Wagenſchmiere für 25 Mk. angeboten er-
halten haben. Einige Tage ſpäter ſoll das Faß in der be-
treffenden Schankwirtſchaft abgegeben worden ſein, wo der
Viehtreiber es dann abgeholt haben will. Da es ſich um gute
Wagenſchmiere handelt, die jetzt nicht mehr zu erhalten ſein
ſoll und für die jetzt ein Preis von 25 Mk. zu gering erſcheint,
muß vermutel werden, daß ſie aus einem Diebſtahl herrührt.
Tas Faß ift aus Eiſenblech, 50 Zentimeter hoch, 40 Zentimeter
breit, hat ſeitlich zwei bewegliche eiſerne Griffe und einen
Deckel, an dem ſich auch ein Griff befindet. Falls es ſich um
Diebſtahl handelt, wird der Geſchädigte, oder wer ſonſt zur
nufflärung des Falles Angaben machen kann, erſucht, ſich bei
der Kriminalpolizei, Zunmer 56, zu melden.

Die Kreisfettſte'le gibt bekannt: Jn der Woche vom 25. bis
31. März kommen im Saalkreis an Speiſefetten zur Verteilung
62,5 Gramm Butter für einen Verſorgungsberechtigten, 62,5
Hramm Margarine außerdem an einen Schwerſtarbeiter im
Sinne der Bundesratsverordnung. 4

Burgliebenan. Fette. Happen. Ein umfangreicher
Lebensmitteldiebſtahl iſt bei einem Beſitzer in KleinBurg-

l

ihrem Wahlrecht machten 27, Arbeiter.
hat nur einen Vertreter, während von der Liſte der freien

trebenau mittels etnbruchs verubt worden. re
Cinbrechern fielen u. a. mehrere Schinken ſowie ſonſtige Fleiſch

und Wurſtwaren in die Hände.

Aus der Provinz.
Die Anmeldung Hilfsdienſtpflichtiger.

Jm Mansfelder Seekreis, im uerfurter undDekit e e nis le giantend folgendöffentliche Aufforderung an die Hilfsdienſtpflichtigen zur Mel
dung zum Vaterländiſchen Hilfsdienſt ergangen:

„Auf Grund der Vundesratsverordnung vom 1. lotr
zur Ausführung des S 7 des Geſetzes über den Vater ländiſchen
Hilfsdienſt, wird folgendes beſtimmt:

Alle nicht mehr landſturmpflichtigen männlichen Deutſchen,
welche in der Zeit nach dem 30. Juni 1857 und vor dem 1. Ja-
nuar 1870 geboren ſind und im Kreiſe ihren Wohnſitz haben,
werden aufgefordert, ſich perſönlich oder ſchriftlich bei der Orts-
behörde ihres Wohnortes in folgender Weiſe zu melden:

a) Die Hilfsdienſtpflichtigen, die ſich ver ſönlich melden
wollen, haven ſich zur Abgabe der für die Ausfüllung der Melde-
karten erforderlichen Angaben auf dem Amtszimmer des Ge-
meindevorſtandes oder des Gutsvorſtandes ihres Wohnortes bis
zum 28. März (für Querfurt bis zum 26. März) einzu
finden.

b) Die Hilfsdienſtpflichtigen, die ſich ſchriftlich melden
wollen, haben vis zum 28. März 1917 die Meldekarte, die
ſie vorher auf dem Amtszimmer des Gemeindevorſtandes oder
des Gutsvorſtandes in Empfang nehmen können. ordnungs-
mäßig auszufüllen und bis ſpäteſtens 28. März 1917 an den
Gemeindevorſtand oder Gutsvorſtand einzuſenden.

Von der Aufnahme in die Nachweiſungen der Hilfsdienſt
pflichtigen und von der Meldepflicht ſind aus genommen
die Verſonen, welche mindeſtens ſeit dem 1. März 1917 ſelb-
ſtändig oder unſelbſtändig im Hauptberufe tätig ſind: 1. in
Keichsz, Stagts-, Gemeinde oder Kirchendienſt; 2. in der
öffentlichen Arbeiter- oder Angeſtelltenverſicherung; 3. als
Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte oder Apotheker; 4. in der Land
und Forfſtwirtſchaft; 5. in der See oder Binnenfiſcherei; 6. in
der See oder Binnenſchiffahrt; 7. im Eiſenbahnbetrieb ein
ſchließlich der Klein- und Straßenbahnen; 8. auf Werften;
9. in Berg- und Hüttenbetrieben; 10. in Pulver-, Sprengſtoff-
Munitions- und Waffenfabrikation.

Von dem Rechte. noch weitere kriegswichtige Betriebe zu be-
zeichnen und die von ihm beſchäftigten Perſonen von der Auf-
nahme in die Nachweiſung der Hilfsdienſtpflichtigen und von
der Meldepflicht zu befreien, hat die Kriegsamtſtelle keinen Ge
brauch gemacht.

Gibt aber ein hiernach von der Meldepflicht Befreiter ſeine
Tätigkeit auf oder wechſelt er ſeine Beſchäftigungsſtelle, ſo hat
er ſich ſpäteſtens am dritten darauffolgenden Werktag auf dem
Amts zimmer der Ortsbehörde ver ſönlich zu melden und
die für die Ausfüllung der Meldekarte erforderlichen Angaben
zu machen. Die Meldung hat am Wohnort, bei deſſen Wechſel
am neuen Wohnort zu erfolgen. Sie kann auch ſchriftlich unter
ordnungsmäßiger Ausfüllung der vorgeſchriebenen Karte, die
an der bereits obenbe zeichneten Stelle in Empfang genommen
werden kann, ſpäteſtens am dritten darauffolgenden Werktage
erfolgen. Außerdem hat der Arbeitgeber, wenn ein bisher
von der Mekdepflicht Befreiter ſeine Tätigkeit bei ihm aufgibt,
dies ſpäteſtens qm dritten darauffolgenden Werktage dem Ein
berufungsausſchuß in Vitterfeld mitzuteilen. Bei Beſchäfti
gungen im Reichs-, Stagts, Gemeinde oder Kirchendienſte hat
der unmittelbare Vorgeſetzte die Mitteilung zu machen.

Gibt ein in die Nachtveiſung der Hilfsdienſtpflichtigen Auf
genommener ſeine bisherige Tätigkeit auf oder wechſelt er ſeine
Beſchäftigungsſtelle oder ſeine Wohnung, ſo hat er dies ſpäte-
ſtens am dritten darguffolgenden Werktag dem Einberufungs-
ausſchuß beim Vezirfekommando mitzuteilen. Dabei iſt ſeine
neue Tätiokeit, Beſchäftigungsſtelle oder Wohnung anzugeben.

Mir Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis
zu ſechshundert Mark wird beftraft, wer bei der Meldung
wiſſentlich unwahre. Angaben macht. Mit Geldſtrafe bis zu
einhundertfünftig Mark oder mit Haft wird beſtraft, wer die
vorgeſchriebenen Meldungen oder Mitteilungen ſchnuldhaft
unterläßt.“

Wir empfehlen den Leſern in allen Kreiſen dieſe Aufforde-
rung zu beachten oder ſich auszuſckneiden und aufzuheben, da
wir ſie nicht gut für jeden Kreis wiederholen können. Wir wer-
den aber für die übrigen Kreiſe die Meldeterminne ſofort
bei ihrem Bekanntiverden mitteilèn, ſo daß jeder aufmerkſame
Leſer genügend unterrichtet wird.

Eisdorf. GSin Volksblatt- Austräger wird wegen
bevorſtehender Einberufung des jetzigen Austrägers zum
1. April geſucht. Meldungen ſind an den Genoſſen Mar
Fauſt in Eisdorf oder ſchriftlich an den Verlag des Volks
blattes in Halle, Harz 1244, zu richten.
T. Bitterfeid. Arbeiterausſchußwahl. Nach den Aus-
führungsbeſtimmungen des Vaterländiſchen Hilfsdienſtgeſetzes
haben, die Wahlen zit den Arbeiterausſchüſſen jetzt ſtattzuſinden.
Jn der chemiſchen Fabrik Neu-Staßfurt hat die Wahl bereits
am 15. und 1C0. März ſtattgefunden. Es waren zwei Vorſchlags
liſten eingere'cht. Liſte Nr der Gelben erhielt 54 Stimmen.
Liſte Nr. 2, die von den Arbeitern in einer Betriebsbeſprechung
aufgeſtellt war, erhielt 224 Stimmen. Keinen Gebrauch von

Organiſationen 7 Vertreter in den Ausſchuß kommen.
bisher in dieſem Betrieb ein Arbeiterausſchufß; nicht „keſtand,
kann die Arbeiterſchaft mit dieſem Ergebnis zufrieden ſein.

Bergwitz. Tödlicher Unglücksfall, Vergangene Nacht
wurde auf Station Bergwitz beim Ausxängieren des Güter-
juges 7804 der Zugführer E. aus Halle ſo ſchwer verletzt, daß
der Tod alsbald eintrat.

Wittenberg. Mädchenbürqgerſchule. Die Aufnahme
der ſchulpflichtig werdenden Mädchen findet am Dienstag, den
27. d. M., vorm. 9--1 Uhr im Dienſtzimmer des Rektors ſtatl.

Beim Diebſtahl erwiſcht. Am Mittwoch morgen
wurde in einem Keller des Sattlermeiſters Hiſſe in der Kostviger
Straße ein Soldat entdeckt, der ſofort auf den Hausvoden
flüchtete, aber dort feſtgenommen wurde. Bei ſeiner Durch
ſuchung fand man eine geſtoblene Wurſt.

Torgau. Die Elbſchiffahrt. Auf der Elbe hat ſofort
nach dem Durchgange des ſächſiſch-böhmiſchen Eiſes die Schiff
fahrt eingeſetzt. Während bereits vor dem Eisgang einige
Dampfer talwärts vorübergekommen waren, um von Rieſa
und Dresden aus einige Kähne an ihren Beſtimmungsort zu
beingen, kommen nunmehr auch Schleppzüge hier durch, die alſo
bergwärts ihren Weg nehmen.
rüſten zum Aufbruch.

Grünewalde. Ein Volksblatt- Austräger
1. April geſucht. Meldungen ſind an den Genoſſen Hermann
Gröper in Grüncewalde oder ſchriftlich an den Verlag des
Volksblattes in Halle, Harz 4244, zu richten.

Jeſſen. Pockenerkrankung. Jeht iſt auch hier ein
Pockenfall zu verzeichnen. Ein Vahnbeamter, der ſich wahr
ſcheinlich gelegentlich ſeiner Fahrten angeſteckt hat, iſt an den
ſchwarzen Pocken erkrankt und liegt in ſeiner Wohnung dar
nieder. Ueber das betreffende Haus iſt die Sperre verfügt.
Auch dieſer Fall zeigt wjeder, daß nach wie vor Vorſicht ge
boten iſt.

Langengraſſau. Einen ſchrecklichen Tod erlüt der
Arbeiter Frieſe aus Langengraſſau, der auf dem nahen Bahn
hof Uckro beſchäftigt war. Er wollte einem einfahrenden Zuge
ausweichen und ſprang deshalb auf das Nebengleis. Jn dem
ſelben Augenblick kam auf dieſem ein Güterzug gefahren
er wurde von der Lokomotive überfahren. und getötel. Der be
dauernswerte 83]ährige Mann hinterläßt Frau und Kinder.

Die Liſte der Gelben.

Auch die hieſigen Fahrzeuge

wird
wegen bevorſtehender Einberufung des jetzign Austrägrs zum
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